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Nr. 113 Halle a. S., Dienstag den 16. Mai 1911

7 ren Jder Sonn- und Feiertage.

Rbvnnemenkspreis
mopnatklich 60 Pfg.,

vierteljährlich 1.80 Mk.
pränumer. frei ins Baus.

Burch die Poſt bezogen
1.65 Mk. exkl. Beſtellgeld.

„Die Beue Welt“
(Unterhalkungsabrilagr),

monallich 10 pfg.

Fernſprech Anſchlüſſe:Redakkivn: Pr. Sag
Expedikion: Pr. 1047.

ö Celegramm-Rdreſſe:
vplkoblakt vVaürſaale. 3

Sozialdemokratiſches Organ

Petitzeile oder deren Raum
20 pfennig,

für auswärtige Anzeigen
25 pfennig.

Im redaktionellen Teile
koflet die Zeile 75 Pſennig.

Inſerate
für die ſfällige Bnmmer

müſſen ſpäteſlens bis vor
mittags halb 10 Khrin der

22. Jahrg.

Inſertivnagerhe T
1 bekrägk für die 6 geſpalkene

Expedition aufgegeben
ſein.

Eingekragen in die

S Ppſtzeitungsliſte. S

für Balle und den Saalkreis, die Rreiſe Merſeburg Buerfurk, Delißzſch- Bikkerfeld,
Wwikkenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Exprdikivn: Barz 42/43. Geöffnet werktags von 7 Uhr früh bis 7 Ahr nachm. Redakkivn: Barz 42/43. Sprechſtunde werkkags /212 l Uhr mitkags.

Schamloſe Entrechtung!
Der ſozialpolitiſche Entrechtungskurs tobt jetzt im Reichstage

in raſendem Tempo weiter. Die berüchtigte Mehrheit der
Kompromißparteienn“, beſtehend aus Konſervativen,
Reichspartei, Antiſemiten, Zentrum und Nationc!lliberalen hält
zäh zuſammen und iſt feſt entſchloſſen, ihre Macht rügſichtslos
im Jntereſſe des Rückſchritts auszunützen. Aber auch die
Fortſchrittler, die ſich bisher freiſinnig nannten, ſind

bei grundſätzlich wichtigen Fragen immer wieder an der Seite
des Entrechtungsblocks zu finden. Das muß man ſich ſehr ge
nau merken. Die Formel: „abgelehnt von allen bürgerlichen
Parteien“ muß unter eine ganze Anzahl für die Arbeiterklaſſe
bedeutſamer Anträge geſetzt werden.

Am Sonnabend hat der Entrechtungsblock wieder arg ge-
hauſt. Jnsbeſondere waren es die Landkrankenkaſſen,
die nach den Wünſchen der Agrarier und Kapitaliſten geformt
wurden, ſo daß die Landarbeiter überhaupt völlig
rechtlos bleiben. Sie haben nur zu zahlen. Am Sonn-
abend zeigte ſich aber auch die Trappiſtentaktik wieder
glanzvoll, denn mit Ausnahme zwei zerſtreuter und unbekann-
ter Konſervativer hüllte ſich der Entrechtungsblock in tödliches
Schweigen. Unſere Genoſſen waren aber um ſo lebendiger.
Sie wiſſen, was jetzt auf dem Spiele ſteht und ſchaffen mit
allen Kräften daran, daß die weiteſte Oeffentlichkeit über die
tollen Vorgänge aufgeklärt werde. Die Reichstagsberichte
müſſen von den Arbeitern jetzt ganz beſonders eingehend ſtu-
diert werden.

Wir ſtellen hier wiederum die Beſchlüſſe zuſammen, die der
Entrechtungsblock über die Krankenkaſſen faßte, wobei ſich er
gibt, daß die Kompromißvparteien alle von ihnen beabſichtigten
Verſchlechterungen ohne die mindeſte Rückſicht auf den
Proteſt der vielen Millionen von Arbeitern brutal durch-
ſetzten.

Jm Vorſtand und im Ausſchuß der Krankenkaſſen ſind nach
wie vor zwei Drittel der Mitglieder Vertreter der Ver-
ſicherten und ein Drittel Vertreter der Unternehmer.
Jedoch wird der Vorſitzende nicht mehr mit einfacher Mehrheit
gewählt, vielmehr iſt nur der gewählt, der die Mehrheit der
Stimmen ſowohl aus der Gruppe der Unternehmer als
auch aus der Gruppe der Verſicherten im Vorſtande erhält.
Die Sozialdemokraten beantragten, dieſe Beſtimmung zu ſtrei-
chen. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien mit Ausnahme des
nationalliberalen Abg. Dr. Thoma, ſowie der Zentrumsabgg.

Dr. Will-Straßburg und Wetterlé.
Wenn eine Wahl nicht zuſtande kommt, dann ernennt die

Aufſichtsbehörde den Vorſitzenden. Die Sozialdemo-
kraten beantragten, auch dieſe Beſtimmung zu ſtreichen. Das
wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Bei den Krankenkaſſen werden die aus Mitteln der Kaſſe
bezahlten Stellen der Beamten und derjenigen Angeſtellten, für

die die Dienſtordnung gilt, ebenfalls nur durch überein-
ſtimmenden Beſchluß beider Gruppen im Vorſtande beſetzt.
Einigen ſich die Gruppen nicht, ſo kann die Anſtellung be-
ſchloſſen werden, wenn mehr als zwei Drittel der Anweſenden
dafür ſtimmen. Die Wahl bedarf aber der Beſtätigung
durch die Aufſichtsbehörde. Beſtätigt die Aufſichtsbehörde ſie
nicht, oder kommt ſonſt kein Anſtellungsbeſchluß zuſtande, ſo
ernennt auch hier wiederum die Aufſichtsbehörde den Beamten.

Die Sozialdemokraten beantragten, auch dieſe Entrechtung
der Arbeitervertreter zu ſtreichen. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Die Maßregelung eines Beamten ſteht dem Vorſitzenden der
Kaſſe und, wenn dieſer ſich den Wünſchen der Aufſichtsbehörde
nicht fügt, der Aufſichtsbehörde zu. Die Sozialdemokraten
beantragten, daß nur die Mehrheit des Vorſtandes ein-
greifen dürfe. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Die Dienſtordnung der Beamten wird wiederum nicht von
der Mehrheit beſchloſſen, ſondern kann nur zuſtande kommen,
ſoweit ſowohl die Mehrheit der Unternehmer als auch der

Arbeiter dafür ſtimmt und muß überdies vom Verſicherungs-
amt genehmigt werden. Die Sozialdemokraten beantragten,
daß die Dienſtordnung durch einfachen Mehrheitsbeſchluß des
Vorſtandes feſtgeſetzt wird. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien mit Ausnahme

der Zentrumsabgg. Dr. Will-Straßburg und Wetterlè und der
fortſchrittlichen Abgg. Dr. Dohrn, Potthoff und Schrader. Der

fortſchrittliche Abg. Gothein hat ſich der Stimme enthalten.

Endlich ſoll die Landesregierung befugt ſein, den wichtigſten
Beamten der Kaſſe die Pflichten und Rechte der ſtaatlichen oder
gemeindlichen Beamten zu übertragen, ſie alſo ganz unter die
Diſziplinargewalt der Aufſichtsbehörde zu
ſtellen. Die Sozialdemokraten beantragten, daß auch dieſe
Beſtimmung geſtrichen werde. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Jn den Landkrankenkaſſen werden ſogar die Vertreter der
Verſicherten für die Verſicherungsorgane und Verſicherungs-
behörden durch die Vertretung des Gemeindever-
bandes gewählt, ſo daß die fünf Millionen Arbeiter in den
Landkrankenkaſſen gar kein Wahlrecht haben und von

ſolchen „Vertretern“ „vertreten“ werden, die in Wahrheit die
Unternehmer wählen. Die Sozialdemokraten beantrag-
ten, daß den Verſicherten in den Landkrankenkaſſen dasſelbe
Wahlrecht wie in den Ortskrankenkaſſen gewählt wird. Das
wurde
abgelehnt von den Kompromißparteien mit Ausnahme mehrerer

Nationalliberaler und Zentrumsabgeordneten.
Bei den Ortskrankenkaſſen iſt das Stimmrecht der einzelnen

Unternehmer bei der Wahl der Arbeit,geber“ vertreter nach der
Zahl ihrer verſicherungspflichtigen Beſchäftigten bemeſſen. Die
Satzung kann es abſtufen und eine Höchſtzahl der Stimmen vor-
ſchreiben. Abſtufung und Höchſtzahl bedürfen der Zuſtimmung
des Oberverſicherungsamts. Dieſes Ueberwiegen der
Großkapitaliſten bei der Wahl beantragten die Sozial-
demokraten zu ſtreichen. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien mit Ausnahme der

Polen.
Jn den Betriebskrankenkaſſen führt der Unternehmer oder

ſein Vertreter den Vorſitz. Die Sozialdemokraten beantrag-
ten, daß der Vorſitzende der Betriebskrankenkaſſe vom Vor-
ſtande gewählt wird. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Wer die Mitgliedſchaft bei einer Betriebskrankenkaſſe frei-

willig fortſetzt, iſt weder wählbar noch wahlberechtigt. Die
Sozialdemokraten beantragten, daß dieſe Mitglieder der Kaſſe,
die von dem Betriebsinhaber unabhängig ſind und deshalb am
beſten die Jntereſſen der Arbeiter vertreten können, wählbar
und wahlberechtigt ſein ſollen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten beantragten ferner, daß einem Ar-

beitervertreter im Ausſchuß und im Vorſtande einer Betriebs-
krankenkaſſe zu einem früheren Zeitpunkt als zum Ablauf
ſeiner Wahlperiode das Arbeitsverhältnis durch den Unter-
nehmer nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt
werden kann. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Jn Jnnungskrankentaſſen ſoll der Vorſitzende und ſein Stell-

vertreter von der Jnnung aus den Vorſtandsmitgliedern be-
ſtellt werden. Die Sozialdemokraten beantragten, daß auch in
Jnnungskrankenkaſſen der Vorſitzende und ſein Stellvertreter
vom Vorſtande ſelbſt gewählt wird. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, durch die die Satzung ge-

ändert oder die Kaſſe abgelöſt oder mit andern Kaſſen frei-
willig vereinigt wird, ſind, abgeſehen von einigen Ausnahmen,
nur gültig, wenn ſowohl die Mehrheit der Vertreter der Unter-
nehmer als auch der Verſicherten zuſtimmt. Die Sozialdemo-
kraten wollten für dieſe wichtigen Beſchlüſſe die einfache
Mehrheit maßgebend ſein laſſen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Kaſſenmittel ſollen für den Beſuch von Krankenkaſſenkon

greſſen, die den geſetzlichen Zwecken der Krankenver-
ſicherung dienen, nur mit Zuſtimmung der oberſten Verwal
tungsbehörde verwendet werden dürfen. Die Sozialdemo-
kraten wollten dieſe Bevormundung der Krankenkaſſen
geſtrichen haben. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Wenn die Kaſſen nicht genügend Aerzte zur Behandlung der

Kaſſenpatienten finden, ſollen ſie mit Genehmigung des Ober-
verſicherungsamts berechtigt ſein, ſtatt der erforderlichen ärzt-
lichen Behandlung eine gewiſſe Geldſumme zu gewähren.
Die Sozialdemokraten beantragten, daß dazu nicht die Zu
ſtimmung des Oberverſicherungsamts, ſondern die Zuſtimmung
der Arbeiter vertreter in dem Ausſchuß der Kaſſe not-
wendig ſein ſoll. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Krankenhäuſer, die lediglich zu wohltätigen oder gemein-

nützigen Zwecken beſtimmt oder von öffentlichen Verbänden
oder Körperſchaften errichtet ſind, dürfen nur aus einem wich-
tigen Grunde mit Zuſtimmung des Oberverſicherungsamtes
von der Behandlung der Kaſſenpatienten ausgeſchloſſen werden.

Die Sozialdemokraten forderten, daß dieſe Krankenhäuſer
die Aufnahme von Kaſſenpatienten auch nur aus einem wich-
tigen Grunde ablehnen dürfen und daß ein Streit der
Kaſſe mit Aerzten wegen Regelung des ärztlichen Dienſtes
nicht als wichtiger Grund gelten darf. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Den Krankenkaſſen iſt es verboten, mit einzelnen Apotheken-

beſitzern oder Verwaltern im Bereiche ihrer Kaſſe einen Ver-
trag zu ſchließen, nach dem ſämtliche Arzneimittel nur von
dieſen Apothekern bezogen werden. Die Sozialdemokraten
wollten die Beſchränkung der Vertragsfreiheit für die Kranken-
kaſſen ſtreichen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Krankenkaſſen ſind gezwungen, auch dann die teuren

Preiſe für freigegebene Arzneimittel an die Apotheker zu be-
zahlen, wenn ſie dieſelben Mittel von den Drogiſten und
anderen Arzneimittelhändlern zu billigeren Preiſen
beziehen können. Die Sozialdemokraten beantragten die
Streichung dieſer ganz unſinnigen Helaſtung der
Krankenkaſſen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien,

Politiſche Ueberlicht.
Halle a. S,, den 15. Mai 1911.

Was die Blockmehrheit noch „geſetzgeben“ ſoll.
Der heutige Reichstag ſtellt nur die Karikatur

einer wirklichen Volksvertretung dar, da die Mehrheit nicht
den Volkswillen vertritt. Deshalb ſoll ſeine Mehrheit noch ſo
viel wie möglich volksfeindlich arbeiten. Die Regierung hat
die Abſicht, und die Blockmehrheit des Reichstags ſcheint dieſe
Abſicht unterſtützen zu wollen, vor Pfingſten noch die
zweite Leſung der Verſicherungsordnung zu Ende zu bringen
und außerdem die elſaß-lothringiſche Verfaſſungsvorlage und
den ſchwediſchen Handesvertrag zu erledigen. Mit der Mög-
lichkeit, nach Pfingſten noch einen beſchlußfähigen Reichstag
zuſammenzubringen, rechnet man nicht.

Jm Herbſt ſoll der Reichstag etwa am 10. Oktober wieder
zuſammentreten und der Reihe nach erledigen: das Schiff-
fahrtsabgabengeſetz, das Geſetz über die Privatbeamtenver-
ſicherung, das Heimarbeitergeſetz und endlich die Strafprozeß-
ordnung. Auf die Strafprozeßordnung würde die Regierung
verzichten, wenn bis Anfang Dezember dieſes Penſum
nicht zu erledigen wäre. Die Reichstagswahlen würden, wenn
alles nach den beſtehenden Plänen läuft, im Januar 1912
ſtattfinden.

Wo die Nationalliberalen „feſt bleiben“.
Ueber recht bemerkenswerte Vorgänge, die ſich nach der

Scharfmacherrede des Grafen Weſtarp gegen die Selbſtverwal-
tung der Krankenkaſſen innerhalb der Mehrheit abgeſpielt
haben ſollen, berichtet die Kreuzzeitung. Sie ſchreibt:

Beſonders erfreulich war die Rede des nationalliberalen
Abg. Heinze. Man hatte am Donnerstag beobachten können,
wie ſich nach der Rede des Grafen Weſtarp der
nationalliberale Führer Baſſermann ſehr
beunruhigt zeigte; er ſoll erklärt haben, ſo
ſcharfe Angriffe auf die Sozialdemokratie
erſchienen ſeiner Fraktion höchſt inoppor-
tun und machten es ihr faſt unmöglich, für die
Kommiſſionsbeſchlüſſe einzutreten. Um ſo
mehr iſt die Entſchiedenheit anzuerkennen, mit der dann doch
der nationalliberale Redner am Freitag der Sozialdemokra-
tie entgegentrat. Aus der Rede des Abg. Dr. Heinze
ſcheint hervorzugehen, daß die Nationalliberalen
feſt bleiben werden.

Daß Herr Baſſermann darüber ungehalten ſein könnte,
wenn die Sozialdemokratie zu ſcharf angegriffen wird, iſt
natürlich eine ganz alberne Unterſtellung. Jn Wirklichkeit
hat Graf Weſtarp mit ſeiner wilden Hetzrede gegen die Ver-
abredung gehandelt und die Beſchlüſſe der Kommiſſion als
offene Akte parteipolitiſcher Gehäſſigkeit unheilbar bloßgeſtellt.
Durch dieſe Offenheit hat er es den Nationaliberalen ſchwer
gemacht, für die Kommiſſionsbeſchlüſſe einzutreten. Die Natio-
nalliberalen wollen die reaktionäre Ausnahmegeſetzgebung
ſchon mitmachen, nur darf man ſie nicht beim rechten Namen
nennen. Schließlich haben ſie ja auch dieſe kleinliche Regung
überwunden und durch ihre „Feſtigkeit“ im Dienſt des Scharf-
machertums die verdiente Anerkennung der Kreuzzeitung er-
worben.

Wer die Kaſſengelder verſchleudert!
Konſervative, Zentrum und Reichsverband werden nicht

müde, immer wieder zu behaupten, in den Kaſſen, in denen die
Sozialdemokratie die Mehrheit habe, werde nur für
die Jntereſſen der Parteiangehörigen geſorgt. Von einigem
Jntereſſe iſt aus dieſem Grunde ein Hinweis auf die Orts-
krankenkaſſe B. in Beuthen (Oberſchleſien), die ausſchließ-
lich unter klerikaler Leitung ſteht. Dort wurde ein kleri-
kaler Magiſtratsbeamter, ein ſtrammer Zentrumsmann,
der jährlich 2100 Mk. Penſion bezieht, mit einem Monats-
gehalt von 540 Mk. als Rendant angeſtellt. Außerdem er-
hält er monatlich 25 Mk. Mankogeld und als Weihnachtsgrati-
fikation ein volles Monatsgehalt. Neben ſeinem Rendanten-
amt verwaltet er auch noch ein Anzahl von Jnnungskranken-
kaſſen. Hilfskräfte, die durch die anderweite Betätigung des
Rendanten notwendig werden, bezahlt die Ortskrankenkaſſe.
Das Einkommen des betriebſamen Zentrumsmannes beträgt
jährlich mehr als 10 000 Mk. Der Vorſitzende der Kaſſe, auch
eine Zentrumsſäule, erhält jährlich 1000 Mk. für ſeine „Be
mühungen“. Der zweite Vorſitzende machte auf Koſten der
Kaſſe lange Winterreiſen, konſultierte auswärtige teure
Spezialärzte und ließ ſich die Fahrkoſten entſchädigen. Wie
„ökonomiſch“ mit den Mitgliederbeiträgen gewirtſchaftet wird,
geht aus folgenden Tatſachen hervor:

Die unter „ſozialdemokratiſcher“ Leitung ſtehende Orts-
krankenkaſſe Kattowitz verbraucht bei 185 000 Mk. Geſamtein-
nahme rund 10000 Mk. für Verwaltungskoſten, die Orts-
krankenkaſſe Königshütte, deren Vorſtande zwei Sozialdemo-
kraten angehören, verbraucht bei 175 000 Mk. Einnahme rund
13 000 Mk. für die Verwaltung. Dagegen wendet die unker
klerikaler Leitung ſtehende Ortskrankenkaſſe B. in Beuthen bei
135 469,54 Mk. Einnahme faſt 24 000 Mark für Verwal-
tungszwecke und „Sonſtiges“ auf. Unter die Rubrik „Son-
ſtiges“ fallen auch die Delegationskoſten. So wurden z. B. dem
Rendanten zum Beſuche einer Ausſtellung in Süddeutſchland
über 500 Mk. bewilligt. Zum letzten Krankenkaſfentage in Ber
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lin wurden zwei Vorſtandsmitglieder delegiert, die je 250 Mk.
Diäten erhalten ſollten. Jetzt endlich ſcheint die Aufſichts
behörde dem Drängen der Unternehmer- und Arbeitervertreter
nachkommen zu wollen, dieſer Schleuderwirtſchaft in der Orts-
krankenkaſſe B. ein Ende zu machen. Wenigſtens iſt gegen die
h Diäten für die Fahrt nach Berlin Proteſt erhoben
worden.

Deutſches Reich.
T Wie Bethmann regieren läßt. Aus Königsberg wird der

Voſſ. Ztg. mitgeteilt, daß der Amtsvorſteher Schwarz in Haus
felde bei Friedland in einem Rundſchreiben an die Gemeinde-
vorſteher das Halten freiſinniger Zeitungen als
groben Verſtoß gegen die konſervative Partei
bezeichnet und zur Agitation für ein konſervatives Organ die
WMithilfe der Briefträger gefordert habe. Die Voſſiſche
zitiert das Bülowwort, er halte es für die Pflicht der Regie-
rung. bei. den Wahlen eine ganz unparteiiſche Haltung zu be-
vhachten und meint, Bethmann Hollweg werde eifrig bedacht
ſein müſſen, daß, wie Fürſt Bülow verſprach, „dieſer Pflicht
auch tatſächlich genügt wird“.

Vethmann hat einmal geſchwätzt, wir hätten keine Partei-
regierung. Er wird lächeln, wenn er ſieht, daß die Freiſin-
vnigen immer noch auf ſeine „Unparteilichkeit“ hoffen.

Jnterpellation über den Selbſtmord des Studenten
Dubrowsky. Wie mitgeteilt, haben die Fortſchrittler im
Dreiklaſſenhauſe ihre Unterſchriften fur eine ſozialdemokratiſche
Interpellation über die Abhängigkeit der preußiſchen Univerſi-
tätsbehörden von der Kriminalpolizei verweigert. Sie haben
ſich aber jetzt entſchloſſen, eine eigene Jnterpellation darüber
einzubringen, deren Tert ſehr zahm gehalten iſt. Unſere Be-
merkungen zu dem Falle in der vorigen Nummer werden da-
durch hinfällig.

Zu größerer Eile in der Veranlagung der Wertzuwachs-
ſteuer inahnt in einem Rundſchreiben an die Behörden der
Reichskanzler. Er weiſt darauf hin, daß die Ende März er-
laſfenen Ausführungsbeſtimmungen das Verfahren genau
regeln, trotzdem aber hätten die mit der Verwaltung der Zu-
wachsſteuer betrauten Organe mit dem Veranlagungsgeſchäft
überhaupt noch nicht begonnen. Eine weitere Hinausſchiebung
würde die bis zum 1. Januar d. J. rückwärts erforderliche Ver-
anlagung weſentlich erſchweren und außerdem die am Ertrage
beteiligten Gemeinden finanziell ſtark benachteiligen. Es ſei
deshalb notwendig, daß alle umtsſtellen ohne auf die Ver-
abſchiedung der landesrechtlichen Vorſchriften über die Zu
weiſung des Ertrages an die einzelnen kommunalen Körper-
ſchaften zu warten, unverzüglich das Veranlagungsgeſchäft in
Angriff nehmen.

Das preußiſche Dreiklaſſenhaus begann Sonnabend die
zweite Leſung des Groß-Berliner Zweckverbandsge-
ſetzes. Genoſſe Liebknecht übte an dem Geſetzentwurf ein-
gehende Hritik, insbeſondere daran, daß die Verbandsvertretung
durch Delegationen ſtatt durch direkte Wahl gebildet werden,
und daß in der übergeordneten Beſchlußbehörde abhängige Be-
amte die Mehrheit bilden werden, ſowie daß die Beſchwerde
gegen Entſcheidungen dieſer Behörde an die Miniſter geht,
obgleich doch die „Freundſchaft“ der Staatsregierung für
GroßBerlin ſich genügend bewährt habe. Aus der Verhand-
lung, die bis zum S 7 gedieh, und an der Kommiſſionsfaſſung
des Geſetzes nur wenig änderte, iſt hervorzuheben, daß ſich
der Miniſter des Jnnern und die Redner aller bürgerlichen
Parteien mit ungewöhnlicher Ausführlichkeit mit den ſozial-
demokratiſchen Anträgen beſchäftigten. Die Konſervativen
hatten beantragt, dem Zweckverband den Bau von Kleinwoh-
nungen nicht zuzuweiſen. Dieſer volksfeindliche Antrag wurde
jedoch, ſichtlich unter dem Eindruck eines Freitag abend ge-
haltenen Vortrags des Univerfitätsprofeſſors Eberſtadt über
die Wohnungsfrage, abgelehnt.

Jn der Budgetkommiſſion des Abgeordnetenhauſes
kündigte der Eiſenbahnminiſter an, daß die Elektriſierung
weiter Strecken in naher Zukunft bevorſtände. Der Abſchluß
für die Stromlieferung ſei ziemlich günſtig, es werden für die
Kilowattſtunde 28 Pf. bezahlt. Eine größere Konkurrenz für
die Lieferung von Dampflokomotiven ſei wünſchenswert. Die
Vorarbeiten für die Elektriſierung der Berliner Stadtbahn
ſeien ſehr weit vorgeſchritten.

„Die Sozialdemokratie, wie ſie leibt und lebt.“ Die um-
fangreiche Sammlung von Schmähſchriften gegen die Sozial-
demokratie iſt um eine neue Nummer bereichert worden. Unter
obigem Titel iſt im Verlag von Otto Elser, Berlin,

eine Flugſchrift erſchienen, deren Verfaſſer ſich „Arminius“
nennt, weil er ſich vermutlich ſchämt, ſein Machwerk mit ſeinem
wirklichen Namen zu decken. Nach der Reichsverbandspreſſe
ſind in der Schrift Ausſprüche ſozialdemokratiſcher Führer und
Blätter zuſammengeſtellt, alſo eine Art Zitatenſack. Die
Deutſche Zeitung meint ſelbſt, daß dieſe Ausſprüche meiſt be
kannt ſind; weil ſie aber überſichtlich zuſammengeſtellt ſeien,
könnten ſie im Wahlkampfe gute Dienſte leiſten. Die Schrift
iſt zur „Maſſenverbreitung“ beſtimmt und vermutlich werden
die Wählermaſſen in der nächſten Zeit mit dieſen aus dem
Zuſammenhang geriſſenen Zitaten überſchwemmt werden.

Das reine Ehrenſchild. Wegen Mißbrauchs der Amtsge-
walt wurde der Polizeiſergeant Werner von der
Bromberger Strafkammer zu zwei Wochen Gefängnis ver-
urteilt. Er hatte einer Proſtituierten wewalt angetan
und einen Kaufmann genötiset und beleidigt. Die Ver-
handlung fand hinter verſchloſſenen Türen ſtatt, damit die
„Autorität“ der verehrten Polizeiobrigkeit geſchützt werde.

Frankreich.
Die Wiedereinſtellung der Eiſenbahner.

Paris, 14. Mai. Der Kabinettschef hatte mit Mitgliedern
des Verwaltungsrats der Nordbahn eine Beſprechung, in der
der genannte Verwaltungsrat die Erklärung abgab, daß eine
Anzahl der gemaßregelten Eiſenbahner erneut eingeſtellt
werden ſoll. Demnach ſcheint die Regierung ihr Verſprechen
doch ernſthaft einlöſen zu wollen.

Spanien.
Das Miniſterium Canalejas erſchüttert?

Paris, 15. Mai. Nach einer Meldung des Journalſteht
Spanien vor einer Miniſterkriſe. Das Blatt ſchreibt:
Canalejas dementiert zwar das Beſtehen einer ſolchen Miniſter-
kriſe, trotzdem ſteht es aber nicht weniger feſt, daß innerhalb
der liberalen Partei die Ueberzeugung herrſcht, die Tage des
Kabinetts ſeien gezählt. Die Marokkofrage beſchäftigt mehr
denn je die Regierung. Gut unterrichtete Kreiſe wiſſen, daß
Canalejas mit dem König, welcher für eine militäriſche Jnter-
vention in Marokko iſt, nicht gleicher Meinung ſei. Canalejas
fürchtet ſowohl im Ausland wie im Jnland Komplikationen
für den Fall, daß ſich der Melillafeldzüg erneuern würde.

Amerika.
Militäriſche Großſprechereien.

Der amerikäniſche Generalſtabschef Generalmajor Wood be
fürwortete in der Militärkommiſſion des Repräſentantenhauſes
den Plan der Aufſtellung ſtändiger Reſervekorps aus ausge-
dienten Soldaten und führte aus, die Armee müſſe auf einer
ſtärkeren Kriegsbaſis ſtehen trotz der Abrüſtungsbewegung; eine
Abrüſtung der Nationen ſei ein Traum von Träumern.

Wir halten dafür, daß der Herr Generalſtabschef ein Jgno
rant und großmäuliger Schwätzer iſt.

Mexiko.
Die Negierung Madero.

Der letzte große Erfolg der Jnſurgenten: Die Eroberung der
Stadt Juare z, wobei ſie 700 Mauſergrwehre und 450 000
Patronen erbeuteten hat ihre Macht bedeutend geſtärkt. Sie
verlangen nunmehr außer der definitiven Ab dankung
Di a z ausgiebige Berückſichtigung ihrer Führer bei der Be
ſetzung der Regierungsſtellen und wollen nicht weniger als
vierzehn Gouverneurpoſten für ſich haben. Madero
bildete bereits ein proviſoriſches Kabinett, in dem
Vasquez Gomez das Portefeuille des Aeußeren, Guſtavo Ma
dero das der Finanzen erhielt. Außerdem hat er einen Kriegs-
miniſter ſowie Miniſter des Jnnern und der Juſtiz ernannt.
Dieſes Miniſterium übernimmt ſofort öffentliche Arbeiten,
darunter die Reparatur der Eiſenbahnen. Das Miniſterium
in Mexiko City hat dem Präſidenten Diaz dringend empfohlen,
abzudanken, was Diaz aber aufs neue ablehnte.

Jnzwiſchen breitet ſich der Aufſtand immer weiter aus. Die
Aufſtändiſchen haben Torreon, Durango, Zacatecas und Parral
umzingelt. Zweitauſend Aufſtändiſche rücken gegen Chihua-
hua vor; eine bewaffnete Menge hat einen Vorort von Nombre
de Dios angeſichts der 1500 Mann ſtarken Beſatzung geplün-
dert. Die Stadt Catanea in Mexiko hat ſich den Rebellen
ergeben. Die Garniſon räumte geſtern nachmittag 3 Uhr
den Platz. Jn der Stadt Mexiko ſoll privaten Meldungen
zufolge eine Revolution ausgebrochen ſein. Die Artillerie
iſt vor dem Zeughauſe und dem Nationalpalaſt aufgefahren,

und alle Straßen ſind' in Erwartung des Angriffes der
Rebellen mit Truppen beſetzt.

Meuterei im Jnſurgentenheere.
Eine Empörung in Maderos Armee brach bei den Streit

kräften Orozcos' aus. Orozcos übernahm ſelbſt die Führung.
Madero wurde für verhaftet erklärt. Die Forderung der Meu-
terer, daß das proviſoriſche Kabinett zurücktrete, wurde ange
nommen. Zwei Stunden lang drohte eine völlige Auflöſung
der Armee in Juarez. General Orozcos und andere verhandel-
ten lebhaft mit Madero.

Es wird gemeldet, die Rebellen verlangten das Leben Na
varros, welcher bei vielen Aufſtändiſchen wegen angeblicher
Grauſamkeiten in früheren Schlachten verhaßt iſt. Außerdem
wurde Madero um Geld und Nahrungsmittel für die völlig
zerlumpten und hungrigen Soldaten angegangen. Madero war
nicht imſtande, die Forderungen ſofort zu erfüllen. Die Sache
wurde aber ſpäter beigelegt, da Madero verſprach, den dringend-
ſten Bedürfniſſen der Soldaten abzuhelfen.

13. Generalverſammlung der Maler.
k. r, München, 12. Mai 1911.

Fünfter Verhandlungstag.
Die Verhandlungen beginnen mit einem Referat des Vor

ſitzenden Tobler über Die Durchführung des Reichstarifes
und der Lohnbewegungen. Der Referent ging von der Anſicht
aus, daß es ganz falſch iſt. den Standpunkt, den der Zimmerer-
verband zum Tarifweſen einnimmt, als den einzig richtigen zu
bezeichnen. Nachdem der Reichstarif jetzt ein Jahr beſtanden
hat und die Mitglieder praktiſche Erfahrungen mit demſelben
hinter ſich haben, wird wohl eine andere Auffaſſung über den-
ſelben Platz gegriffen haben. Der Redner verglich die in den
Jahren von 1906--1909 erzielten Erfolge mit den Erfolgen des
Reichstarifes. Von 1906--1909 waren 37 380 Kollegen an den
Lohnbewegungen beteiligt, 1910 beim Reichstarif waren es
59 772 Beteiligte. Jn den vier Jahren wurden erzielt an
Lohnerhöhungen insgeſamt 3 773 390 Mk., durch den
Reichstarif 3 787920 Mk. Alſo die Summen ſind ziemlich
gleich. Nun kommt aber der Unterſchied zwiſchen den Summen
an Streikunterſtützung und Lohnverluſt, die zur Erringung
der Lohnerhöhungen getragen werden mußten. Jn der Periode
1906--09 waren es 771531 Mk. Streikunterſtützung, 1 556 410
Mark Lohnverluſt, zuſammen 2327 961 Mk. Beim Reichstarif
waren es 60 248 Mk. an Streikunterſtützung, 94 113 Mk. an
Arbeitslohnverluſt, zuſammen 154 361 Mk. Das Fazit iſt: der
Ueberſchuß des Erreichten über die Ausgaben betrug in den
vier Jahren 1 445 429 Mk., beim Reichstarif 3633 559 Mk.
An Arbeitszeitverkürzung wurde in den vier Jahren
errungen für 14832 Mitglieder pro Jahr 1 581 960 Stunden,
1610 durch den Reichstarif für 24049 Kollegen pro Jahr
1 006 920 Stunden. Tobler ſprach die Hoffnung aus, daß es
beim nächſten Abſchluß gelingt, größere Erfolge beſonders
in bezug auf Arbeitszeitverkürzung zu erringen.
Er ſchloß ſeine Würdigung des Errungenen mit der Behaup-
tung, daß er die Frage, ob der Verband damals mit dem Ab-
ſchluß des Reichstarifes gut gefahren ſei, mit gutem Gewiſſen
mit Ja beantworten kann. Die weiteren Ausführungen
galten der Durchführung und Ausgeſtaltung des
Tarifes. Die Arbeitgeber machen alle erdenklichen Anſtren
gungen, die Tarifbeſtimmungen zu ihrem Vorteil auszunutzen,
ſoweit ſie materiell für ſie von Belang ſind wie auch dadurch,
daß ſie wegen jeder Kleinigkeit den Jnſtanzenweg bis zu Ende
erſchöpfen. Sie treiben es manchmal ſo arg, daß man ihren
ehrlichen Willen bezweifeln muß, unter tariflich geregelten
Arbeitsverhältniſſen zu arbeiten.

Beſondere Schwierigkeiten ergeben ſich auch vielfach noch bei
der Beſetzung der Ortstarifämter durch geeignete un
parteiiſche Vorſitzende. Dieſe Poſten ſind manchmal mit ſo un
geeigneten Leuten beſetzt, daß die Verhandlungen dadurch zur
reinen Komödie werden. Zum Schluß begründete der Redner
einen vom Vorſtand eingebrachten detaillierten Plan durch
Durchführung der Lohnbewegung bei Ablauf
des Reichstarifvertrages.

Aus der Diskuſſion ging hervor, daß die Gemüter ſich auch
in jenen Filialen beruhigt haben, in denen vor einem Jahre
noch große Erregung über den Abſchluß des Reichstarifes,
herrſchte. Die Debatten drehen ſich heute vornehmlich um die
Form des Mitbeſtimmungsrechtes der Mitglieder bei
der Annahme oder Ablehnung des neuen Tarifvertrages. Der

Wenn der Vorhang fällt.

Aus der Komodie des Lebens.
Roman von Jonas Lie,

12 Nachdr. verb.
Ein gequälter Blick der Frau traf ihn.
„Ach nein, Havsland!“ rief ſie ausbrechend, als ob ſie dem

BVedürfnis, ſich mitzuteilen, nicht länger widerſtehen konnte
„das iſt eine Krankheit eine Seelenkrankheit! Sie kann

durch ein gefälliges Wort zum Ausbruch kommen oder, wie
eben, bei der unerklärlichſten Veranlaſſung. Aber er leidet
und es kommen Stunden, in denen es faſt unerträglich wird.
Er hat dann eine ſo bittere Auffaſſung vom Leben und ich
ſtehe ganz hilflos und leide nur mit ihm.

Er verträgt keine Frage nicht den vorſichtigſten Verſuch
zu einer Aufklärung. Jch kann nichts tun als ſchweigen
ausſehen, als bemerke ich nichts und verſuchen, ihn mit
meiner glücklichen Natur aufzurichten.

Ach wenn dieſe Schwermut kommt welch ein Kampf.“
Sie wurde mehr und mehr durch das Verlangen, ſich auszu-

ſprechen, fortgeriſſen ſie fühlte, hier konnte ſie es.
„Sie erinnern ſich doch ſeiner, Havsland, aus der Zeit, da

Sie bei uns waren! Die frohe Laune lachte ihm aus den
Augen. Aber es war eben nur eine abſeits liegende Mittel-
ſtadt, in der er ſeine Wirkſamkeit hatte. Und ich denke mir

ach, ich muß ja immer und immer darüber nachdenken und
grübeln daß eine Unruhe über ihn kam, weil ihm jede
Anregung zur Pflege ſeiner tieferen Jntereſſen mangelte, und
er ſo wie in einer Tretmühle von Haus zu Haus gehen mußte.
Jch meine, die Unruhe eines Geiſtes, der ſich im Käfig ein-
geſperrt fühlt etwas, was ein Menſch wie Sie, Havsland,
ja wohl verſteht! Das einzige, worauf ich hoffe, iſt, daß ihm
jetzt in den größeren Verhältniſſen andere, friſche Luft
unter die Schwingen weht!“

Sie reichte ihm plötzlich die Hand und ging mit dem Kinde
hinunter.

Der Geiger ſaß wieder in Gedanken verſunken, während ſeine
Hand ſich ab und zu bewegte, als glitte ſie über die Saiten.
Er ſchüttelte den Kopf.

„Nein nein es ſtimmt nicht! Jm Baß war der Mißlaut
alſo ein Mann, hm

Eine Frau, die ſo gefeiert iſt, wie ſie es war, macht ihren
Mann nicht immer ſo fröhlich, wie die andern! Natürlich liegt
hier irgendwo der Haſe im Pfeffer!Farbenſprühend voll von Jdeen all das, was ihr das
Hinreißende gibt, von dem ſie gar Dyp weiß der Drang,
eine ganze Stadt mit Einfällen für Amüſement zu verſorgen.

Nein nein es muß nicht leicht ſein, der Mann in der
Puppenſtube zu ſein! Ganz ſelbſtverſtändlich tut ſich vor ihm

Abgrund nach dem andern auf, an dem er ſich ſchwindlig
ſieht

Havsland richtete ſich plötzlich empor. Er ſah ſeinen be-
rühmten Kollegen, den Pianiſten, auf ſich zukommen, vermut-
lich um ihm einen Beſuch zu machen und ſo gut wie möglich
einen modus vivendi zu finden, wie man es vermeiden konnte,
einander im Wege zu ſein.

Es waren zwei überaus höflich lächelnde Phyſiognomien, die
ſich gegenſeitig während des Geſprächs mit den Blicken durch-
bohrten, und völlig im reinen darüber waren, was ſie auch
ſchon gewußt hatten, daß der Kampf zwiſchen ihnen um den
Ruhm des Lorbeers und die Gunſt des Publikums ein unver-
ſöhnlicher war ein Kampf bis aufs Meſſer. Und daß es
keinem von ihnen einfallen würde, eine Vereinigung für die
Tournee vorzuſchlagen.

Lieblinge der Kunſt, wie wir es ſind, werden nicht paar-
weiſe auf dem Markt verkauft!“ ſchloß Havsland den kitzlichen
Wortwechſel, indem beide in vollſter Uebereinſtimmung und
mit ſcharfen Augen einander die Hände drückten.

Die Tiſchglocke läutete zum Frühſtück für die erſte Klaſſe, und
ſie verſchwanden eilig jeder an ſeinen Platz.

Das Meer rollte lange, ruhige Wogenberge heran. Man
ſtieg und ſtieg, bis man auf dem Gipfel angekommen war
und langſam und vorfſichtig wieder herabſank, ruhig und an
genehm, als ſäße man in einem Lift.

Jn der ſtillen Mittagsſtunde trug der Wind Töne von
Saiteninſtrumenten aus dem Volksgetriebe auf den dritten
Platz herauf.

Der Klang geſchäftiger Gabeln und Meſſer und Teller-
klappern tönte durch die Oberlichtluken nach dem jetzt faſt
menſchenleeren Promenadendeck hinauf, wo außer den wache-
habenden Offizieren nur einer oder der andere Mann von
der Beſatzung oder der flüchtige Schatten eines Aufwärters zu
ſehen war.

Ellen Brandt, die Stewardeß der erſten Klaſſe, hatte die
Gelegenheit ergriffen, während drunten geſpeiſt wurde, ſich
eine Freiviertelſtunde zu gönnen, um Luft zu ſchöpfen.

Sie ſtand und folgte mit einer gewiſſen Aufmerkſamkeit
dem Treiben ihrer Landsmännin, Fräulein Morland, die ſich
unermüdlich mit dem lebhaften, zappelnden Jungen beſchäf-
tigte, ihn herumſchleppte und herumzog.

Jetzt nahm ſie plötzlich ein Buch hervor und ſetzte ſich,
um zu leſen. Aber gelich darauf wandte ſie doch ihre ganze
Aufmerkſamkeit wieder dem Kinde zu.

Es war etwas rührend Hilfloſes um ſie.
„Ein prächtiger Junge, den Sie hier zu bemuttern haben,

Fräulein Morland!“ äußerte Ellen Brandt, ſich nähernd. „Ein
lebhaftes Kerlchen!“

„Ach ja ich habe eine große Verantwortung auf mich ge
nommen!“ erwiderte die Angeredete mit niedergeſchlagenen
Augen, während ihr die Röte in die Ohren ſtieg.
„Jch wollte Ihnen nur ſagen, Jixten Morland, daß Sie
in mir eine Landsmännin an Bord haben. Sollte irgend
etwas fehlen Milch oder ſonſt was ſo wenden Sie ſich
nur an mich die Stewardeß der erſten Kajüte. Vielleicht
könnte ich Jhnen auch ein Kinderbettchen verſchaffen. Die
Kojen ſind nicht für Kinder!“
„Jch danke Jhnen aber ſo, wie wir es eingerichtet haben,

liegt er ganz ruhig.“
„Sie nehmen ihn vermutlich in Jhr eigenes Bett?“
„Jama einen Teil der Nacht erwiderte Fräulein

Morland leiſe und etwas unſicher. gegen Morgen, wenn
die kalte Luft durch das Ventil ſtrömt. Jch bin ſo ſehr,
u

Ellen Brandts Augen ruhten durchdringend auf ihr. Jn
plötzlich aufſteigender Wärme rief ſie:

„Sie müſſen ſehr glücklich ſein, daß Sie ein ſo reizendes
Kind bemuttern dürfen einſtweilen fügte ſie nach
kurzer Pauſe hinzu. „Das iſt und bleibt doch die ſchönſte
Freude für uns alle, die wir vom Weib geboren ſind!“

Ein ſtarkes Gefühl zitterte in ihren Worten und brachte
erhöhte Farbe in Fräulein Morlands Geſicht.
gebe gewiß,“ ſagte ſie tonlos aus zuſammengeſchnürter

„Des Vaters Züge wieder erſtehen zu ſehen in einem
kleinen Menſchen, der ſo ganz anders aufwachſen kann im
Leben ſchlicht und recht fuhr Ellen eifrig fort.

„Jch habe ihn nie e ſtotterte Fräulein Morland
mit einem ſeltſam irren Ausdruck in den Augen.

„Aer ſehen Sie doch den Jungen den kleinen, hübſchen
Kerl!“ lenkte Ellen Brandt ab. „Solch ein keckes
Bürſchchchen!“

„Ja T nicht wahr
„Ein prächtiger, geſunder, kleiner Herr! Und die feurigen

Augen! Ja Sie werden wohl Mühe genug haben, den
kleinen Burſchen ruhig zu halten! Er iſt faſt allzu lebendig.
Wahrhaftig klettert er nicht dort hinaufl Sie müſſen ihn
herunternehmen, Fräulein Morland!“

Ellen ſtand noch ein Peilen und ſah zu, wie Fräulein
Morland jetzt ganz heiter das Kind nahm und es ſtrahlend auf
wer ſetzte.„Und wenn Fhnen etwas fehlt,“ ſchloß ſie, indem ſie ſich zumGehen wandte, „ſo denken Sie an mich. Wenden Sie c u
an mich, Fräulein Morlandil“

Gortſetzung folgt.
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Vorſtand hat vorgeſchlagen daß über alle vor und nach den
Tarifverhandlungen zu beobachtenden Maßnahmen beſchließen
ſoll ein von Bezirkskonferenzen gewählter
Ausſchuß in Verbindung mit den Bezirksleitern,
den Vertretern des Verbandsvorſtandes und Ver
bandsausſchuſſes. Sie beſchließen darüber, ob die
Reſultate der zentralen Verhandlung einer Urabſtimmung oder
den Bezirkskonferenzen, eventl. einer außerordentlichen Gene-
ralverſammlung zu unterbreiten ſind. Hierzu ging ein An
trag aus Bremen ein, daß unter allen Umſtänden die Mit-
glieder, ſei es durch eine Urabſtimmung oder durch Abſtim
mung in Verſammlungen, über die Annahme oder Ablehnung
des Tarifes beſchließen ſollen.

Die Beſchlußfaſſung über dieſen Punkt wurde auf Sonn
abend vertagt.

Dann erfolgte die Abſtimmung über die zum Statut ge
ſtellten Anträge. Einſchneidende Neuerungen wurden dabei
jedoch nicht eingeführt. Unter anderem wurde auf Antrag
Hamburg, Sektion Lackierer, beſchloſſen, daß da, wo eine
Sektionsleitung beſteht, der Sektionsleiter Sitz und
Stimme im Filialvorſtand hat.

Zu der im Einigungsvertrag mit der Hamburger
Sonderorganiſation enthaltenen Forderung: „Die angeſtellten
Ortsbeamten müſſen ſich alle zwei Jahre zur Wahl
ſtellen“ hatte die Kommiſſion beantragt, es bei dem bisherigen
Zuſtande zu belaſſen. Dieſer Kommiſſionsantrag wurde in
namentlicher Abſtimmung mit 67 Stimmen angenommen,
bei 11 Stimmen mit Nein und 23 Stimmenthaltungen.

Bezüglich der Zuſammenſetzung des Hauptvorſtandes
wurde beſchloſſen, daß in Zukunft anſtatt fünf unbeſoldete Be i-
ſitzern deren in Zukunft ſieben im Hauptvorſtand ſitzen
ſollen.

Mehrere Anträge, dem Vorſtand müſſe ein Lackierervertreter
angehören, wurden abgelehnt.

Sechſter Verhandlungstag.
Bie Statutenberatung wird fortgeſetzt. Beſchloſſen

wird:
„Dem Hauptvorſtand wird ein Beirat beigegeben, der aus

dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes und den Bezirksleitern be
ſteht. Dieſer Beirat tritt auf Beſchluß des Vorſtandes und
Ausſchuſſes zuſammen, um in allen wichtigen Aktionsfragen,
Fragen der Taktik und des Tarifs, für die Geſamtorganiſation
gemeinſam Beſchlüſſe zu faſſen.“

Der Ausſchuß wird von 9 auf 11 Perſonen erweitert;
der Sitz des Ausſchuſſes bleibt in Hannover. Ein Antrag
auf Einſetzung einer Preß kommiſſion wird abgelehnt.

Auf den zukünftigen Generalverſammlungen des Verbandes
wird bei wichtigen Anträgen auf Antrag von 10 Delegierten
die Abſtimmung nach der Mitgliederzahl vorgenommen.

Auf der Generalverſammlung haben die Vertreter des Vor-
ſtandes, der Redakteur, der Obmann des Ausſchuſſes, ſowie die
Bezirksleiter zu erſcheinen. Dieſelben haben Stimmrecht.
Ein Antrag, die Generalverſammlung aller drei ſtatt aller zwei
Jahre ſtattfinden zu laſſen, wurde abgelehnt.

Ein Antrag Bielefeld, Anfang und Mitte März eine
beſonders zur Agitation unter den Jugendlichen geeignete
Nummer des Vereinsorgans herauszugeben, wurde dem Vor-
ſtande und der Redaktion überwieſen.

Bezüglich der Aufrechnung der für die fakultative
Arbeitsloſenunterſtützung gezahlten Extrabei-
träge wurde folgendes beſchloſſen: Diejenigen Mitglieder,
welche im Jahre 1909 reſp. 1910 die Extramarken für die fakul-
tative Arbeitsloſenunterſtützung vollgeklebt haben und keine
Arbeitsloſenunterſtützung bezogen haben, erhalten für je 7 Mk.
Extramarken 10 Sommerwochenbeiträge im Mitgliedsbuche un
entgeltlich eingeklebt. Die Mitgliedsbücher ſind zu dieſem
Zweck an die Hauptkaſſe einzuſenden. Nach dem 31. Dezember
1911 darf ein Antrag auf Kleben der Marken nicht mehr be-
rückſichtigt werden.

Zum Streikreglement wurde beſchloſſen, daß ſämt
liche genehmigten Streiks und Ausſperrungen vom erſten
Werktage an aus der Hauptkaſſe unterſtützt werden.

Ein Antrag, aus den Provinzen Schleſien und Poſen einen
beſonderen Agitationsbezirk, mit dem Sitz des Gauleiters in
Breslau, zu bilden, wurde dem Vorſtand zur Erwägung über-
wieſen.

Die Bezirksleiter werden, gleichwie der Vorſtand und die
„Redaktion, alle zwei Jahre auf der Generalverſammlung ge-
wählt.

Jm Reglement für Reiſeunterſtützung wurde die Be
zahlung nach Kilometergeld und alle darauf bezüglichen Be-
ſtimmungen ausgemerzt. Statt deſſen wurde beſchloſſen: Die
Unterſtützung beträgt pro Tag 80 Pf. Das Reiſegeld kann in
der im S 1 angeführten Zeit und den beſtimmten Filialen nur
einmal erhoben werden, jedoch werden in einer Filiale nicht
mehr als 3,20 Mk. ausbezahlt, wenn ſeit der letzten Auszahlung
4 Tage verſtrichen ſind. Die Geſamtunterſtützung beträgt in
einem Winter 24 Mk.

Sämmtliche Anträge, Schritte zur Verſchmelzung mit
dem Bauarbeiterverband reſp. dem Glaſer- und Tapezierer
verband in die Wege zu leiten, wurden abgelehnt.

Dem Vorſtande wurde beauftragt, noch in dieſem Jahre, nach

dem das Reſultat der Lackiererſtatiſtik vorliegt, eine Kon
ferenz der Lackierer einzuberufen.

Weiter wurden beſondere Beſtimmungen getroffen, nach
denen in ſolchen Filialen, wo die Verhältniſſe es bedingen,
unter Zuſtimmung des Vorſtandes und Ausſchuſſes neue Orts-
angeſtellte eingeſetzt werden können.

Die Abſtimmung über das Reglement des Vorſtand s
zur Durchführung der Lohnbewegung bei Ab-
lauf des Reichstarifvertrages ergab die ein-
ſtimmige Annahme des Reglements. Vorher iſt in
namentlicher Abſtimmung mit 65 gegen 32 Stimmen ein
Antrag Bremen abgelehnt worden, welcher die endgültige Ab-
ſtimmung über Annahme oder Ablehnung des Tarifs unter
allen Umſtänden den Mitgliedern vorbehalten wollte, ſei es
durch Urabſtimmung oder durch lokale Abſtimmungen in den
Verſammlungen. Die wichtigſte Beſtimmung des angenom-
menen Vorſtandsreglements lautet:

„Der ſo (von Bezirkskonferenzen D. B.) gewählte Ausſchuß,
in Verbindung mit den Bezirksleitern, drei Vertretern des
Vorſtandes und einem Vertreter des Zentralausſchuſſes, be
ſchließen über alle vor und nach den Tarifverhandlungen zu
beobachtenden Maßnahmen. Sie beſchließen darüber, ob die
Reſultate der zentralen Verhandlung einer Urabſtimmung
oder den Bezirkskonferenzen oder einer außerordentlichen
Generalverſammlung zu unterbreiten ſind.“

Eine beantragte Verbeſſerung der Gehälter der Bezirksleiter
und Lokalbeamten wurde in namentlicher Abſtimmung
mit Stimmengleichheit abgelehnt.

Die alten Vorſtandskollegen und der Redakteur wurden en
bloc gegen eine Stimme wiedergewählt.

Genoſſe Leinert wurde als Obmann des Ausſchuſſes ein
ſt im mig wiedergewählt. Der Sitz des Vorſtandes bleibt in
Hamburg. Damit waren die Arbeiten erledigt. Der Vor-
ſitzende Meyer ſchloß die Generalverſammlung mit der be-
geiſternden Aufforderung, im Sinne der Beſchlüſſe zu arbeiten.

Konferenz der Gewerkſchaftskartelle
der Provinz Sachsen und Anhalt.

Deſſau, den 14. Mai.
Unter zahlreicher Beteiligung traten heute die Vertreter der

Gewerkſchaftskartelle der Provinz Sachſen und des Herzogtums
Anhalt zu einer Konferenz zuſammen. Die Präſenzliſte ergibt,
daß 40 Orte durch 61 Delegierte vertreten ſind. Die vertretenen
Kartelle repräſentieren eine Mitgliederzahl von 98592. Nach Be-
grüßung der Teilnehmer durch Hähnſen- Magdeburg werden
zunächſt einige geſchäftliche Angelegenheiten erledigt. Jn das
Bureau werden gewählt: Hähnſen- Magdeburg als 1., Ehnert-
Deſſau als 2. Vorſitzender, Klee is- Halle und Heyne- Bernburg
als Schriftführer. Die eingeladene Generalkommiſſion der Ge-
werkſchaften Deutſchlands iſt nicht vertreten.

Undeutſch- Magdeburg gibt den Bericht des Bezirks-
ſekretariats. Das Sekretariat habe z. B. alle Vorarbeiten
getroffen zu den Wahlen der Vertreter der Verſicherten in den
Organen der Arbeiterverſicherung. Es war ſchwierig, die nötigen
und geeigneten Kandidaten zuſammenzubringen. Kommen doch 69
untere Verwaltungsbehörden in Frage. Jn dem Ausſchuß der
Landesverſicherungsanſtalt Sachſen-Anhalt beſitzen wir nicht die
Mehrheit. Trotzdem gelang es uns, bei dem von dieſen vorzu
nehmenden Wahlen unſere Vorſchläge durchzudrücken. Nachdem
Redner den Mansfelder Streik behandelt, kommt er auf die
Vertretung der Verſicherten vor den Rechtſprechungsinſtanzen der
Arbeiterverſicherung zu ſprechen. Nach Annahme der Reichs-
Verſicherungsordnung muß hier eine neue verbeſſerte
Organiſation eingeführt werden. Das Bezirksſekretariat hat über
30 Vorträge über Bildungsfragen arrangiert. Der Reichsverband
zur „Bekämpfung“ der Sozialdemokratie arbeitet jetzt im Geheimen
und ſehr fleißig. Jn Fabrikbeſprechungen ſitzen die Unternehmer
mit da. Wegen der Reichsverſicherungsordnung haben etwa 60
Proteſtverſammlungen im Bezirke ſtattgefunden. Leider
zeigten ſie nicht immer den gewünſchten Befuch. Zu Beginn des
Jahres 1911 waren dem Bezirksſekretariat 104 911 gewerkſchaftlich
organiſierte Perſonen angeſchloſſen. Die Boykottbewegung hat
etwas nachgelaſſen. Die Bureauarbeiten des Sekretariats haben
ſich erheblich vermehrt.

Hierauf gibt Königſtedt- Magdeburg den Kaſſenbericht.
Bei der ſteigenden Zahl der organiſierten Perſonen haben ſich die
Kaſſenverhältniſſe des Sekretariats gehoben. Jm Jahre 1910 war
eine Einnahme von 4682 Mk. und eine Ausgabe von 3917 Mk.
zu verzeichnen. Am 1. Januar 1911 war ein Kaſſenbeſtand von
1223 Mk. vorhanden. Ethe- Magdeburg ſtellt den Antrag, dem
Kaſſierer Decharge zu erteilen. Das geſchieht auch einſtimmig.

Jn der Debatte ſprechen die Genoſſen Quitſch-Eilenburg,
Bauer-Magdeburg, Königſtedt- Magdeburg uſw. Die Aus-
einanderſetzungen drehen ſich hauptſächlich um die Vorgänge in
Eilenburg, bei denen es ſich bekanntlich um Angriffe der
Unternehmer auf das Koalitionsrecht der Arbeiter handelte. Jn
ſeinem Schlußwort klärt Bezirksſekretär Un deutſch verſchiedene
Differenzen auf.

Hierauf ſpricht Rechtsanwalt Heinemann- Berlin über die
Strafprozeßreform. Nach offiziellen Mitteilungen ſollte die

Reform noch in dieſer Legislatur des Reichstages erledigt werden.
Der Moabiter Prozeß hat aber dieſe Abſicht ins Schwanken ge
bracht. Nach Regierungserklärungen könne es nicht weiter ermög
licht werden, daß Kläger zu Beklagten werden. Man will
das Recht der Verteidigung einſchränken. So iſt es denn ge
kommen, daß der Entwurf in ſeiner jetzigen Geſtalt ſich entſchieden
gegen die Arbeiterbewegung richtet. Sehr wichtig iſt der Kampf
um die Laienrichter in der zweiten Jnſtanz. Redner erörtert
ſodann eine Reihe Einzelheiten. Das Erſchreckendſte iſt in Deutſch
land die Unterſuchungshaft. Andere Länder kennen dieſe
Einrichtung gar nicht. Hier findet nicht die geringſte Verbeſſerung
ſtatt. Aehnlich iſt es mit dem Wiederaufnahmeverfahren. Weiter“
ſollen jetzt „vertrauliche“ Akten eingeführt werden, die das Gericht
dem Verteidiger nicht zu zeigen braucht. Zum Schluß behandelte
Redner den Entwurf eines neuen Strafgeſetzes ſelbſt. Sorgen:;
wir dafür, daß ſolche ſchändliche Abſichten illuſoriſch werden. Es
wird beſchloſſen, den Vortrag gedruckt als Beilage dem Protokoll
beizugeben.

Es folgt die Beratung einiger Anträge. Ein Antrag Krüger
Deſſau will, daß die Kartelle die Vertreter der Arbeiter in den
Organen der Arbeiterverſicherung zu regelmäßigen Zuſammen
künften (mindeſtens vierteljährlich) zuſammenberufen. Die Koſten
ſollen die Kartelle tragen.

Kleeis- Halle ſtellt hierzu den Ergänzungsantrag, daß die ge
nannten Pflichten der Kartelle als erfüllt anzuſehen ſind, wenn;
in den in Betracht kommenden Orten beſtimmte Organiſationen
der betr. Vertreter vorhanden ſind, die dem Einfluß der Kartelle
unterſtehen. Jn der Debatte ſprachen die Gen. Gerhardt-Zeitz,
der beſonders den Antrag Kleeis empfiehlt und ihn allein an
genommen wiſſen will, Macht -Mühlhauſen, Prull-Halberſtadt,
Wernicke-Magdeburg, Krüger-Deſſau, Undeutſch-Magde
burg, Weißflog-Staßfurt, Hähnſen-Magdeburg, Elſter-
Sangerhauſen, Ehnert-Deſſanu, Markmann- Roßlau uſw.
Sämtlich heben ſie die Notwendigkeit der Belehrung der betr.
Vertreter hervor. Die Debatte iſt ſehr eingehend und beweiſt,
daß die bezweckte Aufklärung über Fragen der Sozialgeſetzgebung
ſehr dringlich iſt.

Der Antrag Deſſau und der Zuſatzantrag Kleeis werden ſodann
gegen eine Stimme angenommen.

Ein Antrag Langenſalza will, daß bei Verſammlungen, die
vom Bezirksſekretariat veranſtaltet werden, die benachbarten Orte
benachrichtigt werden, um die Unkoſten herabzuſetzen. Nach Aus
ſprachen von Undeutſch- Magdeburg und Chriſtange- Eisleben
wird der Antrag angenommen.

Hierauf werden die Verhandlungen auf Montag früh 9 Uhr
vertagt.

Gewerklchaftliches.
Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

Die Tarifbewegung der Bauſchloſſer in
Kaſſel iſt nunmehr zum Abſchluß gebracht und deshalb die
Sperre aufgehoben worden. Die maßgebenden Firmen der
Branche haben den Forderungen des Metallarbeiterverbandes
im weſentlichen entſprochen und mit den übrigen Kleinmeiſtern
hofft der Verband nach und nach fertig zu werden.

Seit der Bauarbeiterausſperrung iſt faſt ein
Jahr verſtrichen, ohne daß die Mainzer Bauherren ſich
bequemt hätten, den Frankfurter Schiedsſpruch anzuerkennen.
Noch in dieſer Woche führten Tarifſtreitigkeiten mit einer
Firma dazu, daß 160 Maurer die Arbeit niederlegten. Jetzt
endlich hat der Unternehmerverband der Organiſation erklärt,
daß er bereit ſei, einen Tarif auf Grund des Frankfurter
Schiedsſpruchs abzuſchließen.

bedeutet über, unter Nulſh).
Unſtrut und Saale. 9 J 2 S Se
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Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Secten.

beiter u. Arbeiterinnen d. chemiſchen uduſtrie!
Jn letzter Stunde richten wir an euch noch einmal die Aufforderung, mit allen Mitteln dafür zu ſorgen, daß die

am Dienstag den 16. Mai, gleich nach Schluß der Arbeit, im Gaſthaus „Dreierhaus“ in Osendcäorf ſtattfindende
Verſammlung, mit der TagesOrdnung

„Die Notwendigkeit kurzer Arbeitszeit in der chemiſchen Jnduſtrie“
einen Maſſenbeſuch aufweiſt.

Wer jetzt ohne Not fernbleibt, wer eine nichtsſagende Ausſage vorſchützt, iſt ein Verräter ſeiner Mit
arbeiter!
rungen erfüllen.

Her mit der Arbeitszeit Verkürzung!
Nieder mit dem langen Arbeitstag und den vierundzwanzigſtündigen Wechſelſchichten!

Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands,
Zahlſtelle Halle a. S.

Je wuchtiger die Kundgebung ſich geſtaltet, um ſo eher werden die Anternehmer euere Forde-
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Direktor u. Beositaer:
Zum letzten Mal: Eine Vllla zu vermieten. Herbstmanöver.
6 Madchen u. Mann. im Verbrecherkeller. Anfang 84 Uhr.

Paul Blöthgesn.

Dienstag: I. Debut des Deutschen Operetten-Ensemble vom
Grand Theater der Xgl. Stadtschouburg zu Amsterdam:

„Dle Herren von Max im
e pe v. Julius Freund.

Prima Ausstattung. Anfang 82/4 Uhr.Glänzende Besetzung.
Musik v. Vict. Holländer.

Der Vorverkauf zur Premiere hat bereits begonnen.

Parteigenossen, Freunde und Bekannte sind freundliechst

Die Geschäftsleitung.

e De WFrüh von 8 UEVWr an Wellfleisch.

Abends div. Wurst und Suppe.
Wurst auch ausser dom Hause

eingeladen

Ortshrankenkagye les Dimmereewerks.

Rontag den 22. d. Mts. abends 89, Uhr
im Reſtaur int Englischer Hof, Gr. Berlin 14:

General Versammiung.
n e 1. Kaſſenbericht. 2. Vorſtands-Ergänzungs-

Stellungnahme zu Einigungsvorſchlägen der Aerzte.a ſensngelegendetten

NMED! 80 Stücke
auf einmat zu

eleidim. Apparat

mit Ruksendun
gefalten, alsopnichtung und ohne Anzantuns
ledigich gegen Monats-Raten von
2 Mark an liefern vir:
Apparate mit

Der Vorſtand.

srecht bei Nicht-
ne jede Kaufver-

sprech-
Pathé Platten,

Nusik-instrumente aller Art, photo-
graphisme Apparate, Waffen etc.

Kautfen Sie niemals ohne mehr-
r Kaufen Sie nur un-nadehosen Plattenne anderen Pfatten werden u
den ständigen Nadehwechsel an
griffen ueschiießlich völlig zerst

und franko senden vir auf Ver-
langen an jedermann unserene iliustr. Katalog. Postvarie genügt. z

i SsiAl s FREVND
n Srestau Postfach 345 26

mnmne
für das Deutſche Reich

mit Erkäuterungen zum Volks
gebranch u. mit Sachregifter von
E. Figner, Kal. Landgerichtsrat.

Preis 50 Pf., Porto 10 Pf.
128 Seiten ſtark.

c siehenvurqh alle Austräger
Sollsbuchhandlung Halleg.6.

Harz 42/43.

Blumenkästen,
lackiert, in allen g.

F. Ritter
Leipzigerrtrasse 90.

Gelegenheitskauf: 1 Poſten
chik garnierte

Damenhüte,
Stück S, G, 4 Mk. Moder-
niſieren wie alle Putzartikel zu
ſehr billigen Preiſen.
Schmeerſtr. 5, I r., Vorderhaus.
ſiulern. Sommertverzieh. I. schl. Fiur, sowie
sChwarz. Genroci l. Shark. Herr viell. i. Musiä.

3685., bin. zu verk. Lessingstr. 10, I.

V Dtsch. Transportarveſter- Verband Halle g.5.

Bureau und Arbeitsnachweis: Harz 42-43. Tolephon 3166.
Geöffnet von 111 und 5--7 V her.

Dienstag den 16. Mai abends '/29 Uhr im Englischen Hot

Tagesordnung:
Hausdiener Versammiung.

Der Soziale Ausſchuß und die Sonntagsruhe-Bewegung.
Herr Arhbeitersekretär Kleeis.

Freitag den 19. Mai abends “/29 Uhr bei Stroicher

Haſenarbeiter-Wersammlung
Referent:

Tagesordnung:Rückblick auf die Lohnbewegung im Hafen.
Sonnabend den 20. Mai abends 9 Uhr im kleinen Saal des Volksparks

Geschirr führer Versamm lung
Tagesordnnng:Hat die Arbeitswoche für die Gesonirrtuhrer 6 oder 7 Arbeitstage

Zahlreichem Beſuch dieſer Verſammlungen ſieht entgegen
Die Ortsverwaltung.
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Hochfeinſte MolkereiButter,
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M. u

a e
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Vorzügliche, garantiert
reinschmeckende Natur-

Spargel-Butter 116.,
i Pfund Stück 58 Pf.

Marke Kleeblatt 65,
2 Pfd.-Stück

jede Garantie für Reinheit!
Stets frische Ware!

F. H. Krause.
Geröstete Kaffeos

n Mk. 1.40 bis Mk. 2.
e

(anbeoch rn n
führen jeder Art beſ. bill.

Alb. Ackermann, Mühlberg 10.

r

empfiehlt

O. F. Rätter
Leipzigerstrasse 90.

bſt KetDamenuhr ſenden abenheken

Beesen, Wörmiitzerſtraßze 12.

r
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Ueberall erhältlich!
Auskunft über Bezugsquellen für Wieder-
verkäufer und Private ertejlt bereitwilligſt

J e xSpiritus- Berlin W. 9.

c ee e e

S

o S 0 35z Sausſchl. 15 Pf. Flaſchenpfand ausſchl. 15 Pf. Flaſchenpfand x
Pf. fär r We S ſar Leuchtzwecke Pf Se S SS t J S S 7 S S S S 7 S S S

Seht billiger
dFr S v Sir ce S e l Wer

i Ter ger Inſerate verantwortlich Rob. JIgn

öStudtthegter Halle.

Direktion Geh. Hetrat M. Richards.
Fernruf 1181.

Dienstag den 16. Mai:
Anfang 8 Uhr:

232. Vorſtellung i. Ab. 4. Viertel.
letne vorgteltung der Spielreit

Abſchieds- und VBeneſiz- Abend

Rellmutn Pfungd.
Taifun.

Schauſpiel in 4 Akten
von Melchior Lengyel.
Kaſſenöffnung 7“ Uhr.

Anf. 8 Uhr. Ende 10 Uhr.
2igarren!

Jch verſende freo. geg. Nachn.
100 St. 6 Pf.-Zig. Mexiko M. 3.90,
100 St. 7 Pf.- Zig. Pflanzer M. 5.30,
100St. 8Pf. Jgig. Sumatra M. 560,
100 St. 8 Pf. Zig. Vorſtenland
M. 5.60, 100 St. 10 Pf.-Zig. Su-
matra M. 6.70 zuſ. M. 27. alles
in hervorrag., gut gelagert. Qual.
g. Sazow, Halle g. S., Geiſtſtr. 5.

Gegr. 1887.
Morgen Dienstag

Schlaohtefest.
Hermann Müller,

Jakobſtr. 15.

7 u. jedenB lachte fe ſt
Joh. Vischor,

Gr. Goſenftr. 39.
Jeden Dienstag

Schlachtefest
O. Grabanm,

Mansfelderſtraße Nr. 3.

Dienstag:
Schlachtefeſt.

W ilB. Nagel
Glauchaerſtraße 23.

bei ßöclgraß- e

J WrümmupgenGlänzende 5
erzielte bdet Erwacedseaen

rezellerdarer Apparat

Byotom Hans,Jodo Auskunft erteilt gratis
E. Henze], Dresden, Struvestr. 5,

Persönlich zu sprechen jn Leipzig, Rotel
Vceria, Mütwoch d. I7. u. Ponnerslag d. 18. Mal.

Für den Jnhalt der Jnſerate
übernimmt die Redaktion dem
Publikum gegenüber keinerlei
Verantwortung.

Für die vielen
herzlicher

Beweiſe J
Teilnahme bei

unſerem ſchweren Verluſt,
ſagen wir allen unſeren
innigſten Dank.

Familie La uschül.
Helene Völker.

Die Beerdigung des Monteurs
Fritz Fetsohfindet Dienstag nachm. 3 Uhr von

der Leichenhalle des Trothaer
Friedhofes aus ſtatt.

m

Apollb Thenter
0

Direktion: Gustav Poller.
Heute, zum letzten Male

vie Swalne.
Operette i. 3 Axi. v. Jean Giivort.

Ab 16. Mai: Gaſtſpiel des
kesiencieaters 11 Wein
Spielleitung: Hans Armm.

Z. 1. Male d. SchwankNovit.

Patent No. 999.

Standesamtliche Rochrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2) 18. Mai.
Aufgeboten: Sattler Hennig

und Hedwig Bieler (Leipziger
ſtraße 64 und Beeſenerſtraße 7
Kaufmann Wendenburg und Elſe
Eckardt Marienſtraße 7 u. Wörm-
litzerſtraße 108). Maurer Mündel
und Martha Völkner (Torſtr. 51
und Pfännerhöhe 1). Kaufmann
Klepper und Johanne Wolf
(Hallorenſtraße 3 und Meckel
ſtraße 21). Keſſelſchmied Muth
und Luiſe Voigtländer (Hutten-
ſtraße 5). Bahnarbeiter Arndt
und E. Streip (Thorn).

Eheſchließungen: Arbeit. Mein-
hardt und Martha Zieger (Alter
Markt 15 u. Torſtr. 42). Kauf
mann Schade und 8 Fahnert(Wettin und Freiimfelderſtr. 37).

Seig and und Franziska

irnshofer (Martinſtr. 23). Ar
beiter Roick und Auguſte Fiſcher
(Merſeburgerſtraße 54). ner
Offelmann u. Meta Worch (Neue
Promenade 11 und Büſchdorf.
Schuhmacher Förſter und Hulda
Gerboth (Lindenſtr. 64). Bau-
kommiſſar Frey u. Martha HoskeBrandenburgerſtr. 19 u. Linden-
ſtraße 50). Arbeiter Pauer und
Hedwig Schönig (Breslau und
Blücherſtr. 16). Kaufm. Schröder
und Martha Apelt ielenſtr. 3
und Göbenſtr. 19). Tapezierer
Schade u. Klara Nilius (Pfänner-
höhe 42). Kaufmann Baumann
und Berta Bär (Manßfelderſtr. 4
und Talamtſtraße 9). Geſchäfts-führer Klotzſche u. Elsbeth Zeinert

Leipzig. Sergeant Martin und
Olga Wendenburg (Leipz.-Möckern
und Leipzig). Salzwirker Moritz
und Anna Lochow (Unterplan 7

Geboren: Maler Vogt S.
Schwetſchkeſtraße 5). Arbeiter
Mittag S. Kuttelhof 3). FormerSchneppe S. (Sagisdorferſtr. 6)

Arbeiter Kleppel S. (Wein-
gärten 35). Tiſchler Schneider
S. Gommergaſſe 5).

Geſtorben Arbeiters Berger
S., 1 Woche (Brunoswarte 16.
Maurers Schatz T., 7 Mon.
(Pfälzerſtr. D. Gaſtwirt Röhrig
aus Weißenfels, 41 J. (Klinik).
Tiſchlers Mann Ehefran Anna

Jeb. Lohrengel, 33 J. (Große
Klausſtraße 10). Schäfer Böttcher
aus Kalzendorf, 72 J. (Klinik.Privatmann Sichting a. Wicheln,

65 J. (Klinik). Streckenarbeiter
Gaudig aus Wiedebach, 27 J.
(Klinik).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 38)

12. Mai.
Anfgeboten: Former Damme

und Elsbeth Rother (Alhrecht
ſtraße 44). Gärtnereibeſ. Küſter
und Anna Leibe (Eilenburg und
Talſtr. 9).

Geſtorben: Arbeiters Dorand
S., totgeboren Geiſtſtraße 28.
Schloſſers Bachmann S., 8 J
(Sevdlitzſtraße 8). Kernmacher
Schondorf, 46 J. (Kuttelhof 13.
Witwe Beilicke geb. Schünzel,
75 J. Wilhelmſtraße 7). Witwe
Brendel geb. Pellmann, 59 J.
(Dorothenſtraße 11).

13. Mai.
Eheſchließungen:wiſeheher Poethke

Böttcher (Kottbus und Ludwig
d J 29). Druckereieſitzer Keil und Marie Lehmann

(Dryanderſtraße 2 und Ludwig
Wuchererſtraße 18).

Geboren: Schloſſer Fritze S
Gabelsbergerſtr. 10). Jngenienr
Blum T. (Sehydlitzſtr. 13). Kauf
mann Schaaf T. (Goetheſtr.

Lokomotiv
und Frida

Poſtboten Silber T. (Jäger-
platz 11).

Geſtorben: Monteur Fetſch,
53 J. (Große Brunnenſtraße 12.
Arbeiters Ludike T., 3 M. (Gr.

Familie Fetsch.

Greussen

im Alter von 31

r

Druck der Halleſch. Genoſſe enſch.- ch Buchdruck. (E. G. m. b. 95 Berleger: vorm. Aug. Groß jetzt A. III

Goſenſtraße 30).

Fern von den Seinen verſtarb im Krankenhauſe zu
mein lieber Mann,

Sohn, Bruder, Schwager und Onkel, der

xezseuenmies Otto Cehharut

Jahren. Um ſtilles Beileid bitten
Martha Gehbharcdt geb. Metzner

nebſt 6 unerzogenen Kinudern.
Zugedachte Kranzſpenden bitte Friedrichſtraße 66 bei

unſer ſorgſamer Vater,

Jähnig. Samtl. i. Halle a. S,
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Deutſcher Reichstag.
174. Sitzung. Sonnabend, den 13. Mai 1911, vormittags 10 Uhr

Die zweite Beratung der
Reichsverſicherungsordnung

wird fortgeſetzt bei g 343, der beſtimmt, daß bei Land
krankenkaſſen die Vertretung des Gemeindeverbandes
den Vorſtand inkl. Vorſitzenden wählt. S 349, der in der Dis
kuſſion mit 5 343 verbunden wird, beſtimmt, daß die Ver-
treter der Arbeitgeber und der Verſicherten je aus ihrer Mitte
zu wählen ſind, daß die Landesregierung die Wahl dieſer
Vertreter dem Gemeindeverband übertragen kann, falls er

keine Gutsbezirke enthält, daß jedoch durch Landesgeſetz das
Wahlſyſtem der Ortskrankenkaſſe bei den Landkrankenkaſſen
eingeführt werden kann.
Sozialdemokraten, Fortſchrittler und Polen beantragen
Streichung dieſer beiden Paragraphen, eventl. beantragen die
Polen die Wahl des Vorſitzenden durch den Ausſchuß vor-
nehmen zu laſſen.

Abg. Fegter (Fortſchr. Vpt.) (Vom Lärm der Mehrheit
unterbrochen, den Graf Schwerin vergeblich zu dämpfen
ſucht) wendet ſich gegen die Entrechtung der Landarbeiter.
Man will der Sozialdemokratie Abbruch tun, aber mit ſolchen
Ansnahmegeſetzen wird man keine Erfolge erzielen.
Abg. Stücklen (Soz.): Schon materiell genommen, ſind

die Landkrankenkaſſen ein Hohn auf die Krankenverſicherung.
Sie bedeuten allenfalls

eine Art ſchlechter Armenpflege.
Man gewährt den Landarbeitern kärgliche Wohltaten, aber keine
Rechte. 5 Millionen deutſcher Staatsbürger ſollen des Rechrs
beraubt werden, ſich an der Verwaltung der Jnfſtitutionen zu
beteiligen, die für ſie beſtimmt ſind. Zum Schaden fügt man
den Hohn und erklärt, man könne den Landarbeitern die
Selbſtverwaltung nicht geben, weil ſie mit der Selbſtverwaltung
nicht vertraut ſind. Warum ſind die Landarbeiter mit der
Selbſtverwaltung nicht vertraut? Weil man ihnen keine Ge
legenheit dazu gegeben hat! (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Man be
ſtraft die Landarbeiter für Sünden, die nicht fie begangen
haben, ſondern, die an ihnen begangen ſind. Und nicht bloß
die Landarbeiter entrechtet man, ſondern auch die geiſtig viel-
fach viel höher ſtehenden Heimarbeiter.

Bisher war Grundſatz, wer Laſten trägt, ſoll auch mit be-
raten. Die Beſtimmungen über die Landkrankenkaſſe ſind ein
wahrer Hohn auf dieſen Rechtsgrundſatz. Wenn man ehrlich
geweſen wäre, hätte man kurz und bündig geſagt:

Der Landrat ernennt die Organe der Landkrankenkaſſe.
(Sehr gut! b. d. Soz.) Glaubt man, daß irgend ein preu-
ßiſcher Kreistag einen ſozialdemokratiſchen oder polniſchen oder
auch nur welfiſchen Arbeiter wählen wird? Jn Sachſen
waren bisher zahlreiche Landarbeiter in den Ortskrankenkaſſen
verſichert; dieſe werden nun politiſch und materiell ſchwer ge-
ſchädigt. Daß die Konſervativen Feuer und Flamme für dieſe
Entrechtung ſind, iſt ja nicht zu verwundern; aber Zentrum
und Nationalliberale ſollten es ſich doch überlegen, ob ſie der
nackten Reaktion Helfershelferdienſte leiſten wollen. (Lebh.
Beifall b. d. Soz.)

Geheimrat Spielhagen erklärt, daß nicht der Kreis-
ausſchuß, ſondern der Kreistag die Wahl vorzunehmen habe.

Abg. Kulerski (Pole): Die vorgeſchlagenen Beſtim-
mungen ſind das ſchlimmſte Ausnahmegeſetz gegen die Polen.
Will das Zentrum

die poliniſchen Arbeiter dem Hakatismus ausliefern?
(Sehr gut! b. d. Polen und Soz.) Wenn das Zentrum den
Konſervativen dieſen Geſallen tut, ſo iſt das keine Freundſchaft
mehr, ſondern Abhängigkeit. Wie ſcharf hat das Zentrum den
Umfall der Freiſinnigen beim Sprachenparagraphen verurteilt.
Wenn das Zentrum feſt bleibt, wird die Regierung nachgeben.
(Beifall b. d. Polen.)

Geheimrat Caspar: Es handelt ſich um kein Ausnahme-
geſetz, ſondern um eine Verbeſſerung. Heiterkeit links.) Die
vorgeſchlagene Organiſation der Krankenkaſſen iſt für die Re
gierung die Vorausſetzung der Einführung der land-
wirtſchaftlichen Krankenverſicherung.

Abg. Arnſtadt (konſ.): Die land wirtſchaftlichen Arbeiter
ſind gar nicht imſrande, das Wahlrecht auszuüben (Lachen
links.), ſie legen auch gar keinen Wert darauf. Widerſpruch
links.) Die Landwirtſchaft muß für die ſoziale Verſicherung
bedeutende Koſten bringen und kann ſie nicht, wie die Jnduſtrie,
abwälzen. Es iſt nicht wahr, daß die Landarbeiter von uns
zu Arbeitern zweiter Klaſſe herabgedrückt werden. Wir wollen
nicht, daß die
Landkrankenkaſſen zum Tummelplatz politiſcher Leidenſchaften
werden. Wir wollen das nicht, nicht weil wir die Sozial-
demokratie fürchten, ſondern weil die Landarbeiter ſelbſt nichts
von der Sozialdemokratie wiſſen wollen. Heiterkeit b. d.
Soz.) Die Landarbeiter wiſſen, wo ihre wahren Freunde
ſitzen. (Gr. Heiterkeit links.) Mich haben auch die ſozialdemo-
kratiſchen Arbeiter gewählt. (Schallende Heiterkeit links.) Aber
zu den Krankenkaſſen wollen und ſollen ſie nicht wählen. (Lebh.
Beifall rechts.)

Abg. Korfanty (Pole) beſchwört nochmals das Zentrum,
nicht die polniſchen Arbeiter an Händen und Füßen gebunden
den plutokratiſchen, durchweg hakatiſtiſch durchſetzten Kom-
munalvertretungen des Oſtens auszuliefern. Beifall b. d.
Polen.)

Abg. Hoch (Soz.): Zunächſt habe ich die Bemerkung zu
machen, daß aus der Faſſung nicht unzweifelhaft hervorgeht,
ob Kreisausſchuß oder Kreistag als Vertretung des Gemeinde-
verbandes im Sinne des Geſetzes aufzufaſſen ſind. Wenn
der Regierungsvertreter erklärt; wir nehmen den Arbeitern
ihre Rechte, aber ein Ausnahmegeſetz iſt es nicht, ſo iſt das eine

Vergewaltigung der Sprache und des geſunden Menſchen
verſtandes.

Lärm b. d. Mehrh. Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Der konſervative
Herr Arnſtadt erzählte uns, er ſei ſogar von ſozialdemokra-
tiſchen Arbeitern gewählt worden. Das müſſen merkwürdige
Sozialdemokraten ſein. (Sehr gut! b. d. Soz.) Wenn aber
wirklich die Arbeiter Herrn Arnſtadt gewählt haben, dann iſt
es um ſo ſchlimmer, daß er ſeinen Wählern kein Wahlrecht zur
Landkrankenkaſſe geben will. Herr Arnſtadt ſagt: wir wiſſen
beſſer, was den Landarbeitern frommt, als ſie ſelbſt (Große
Heiterkeit b. d. Soz.), darum wollen wir für ſie wählen. Und
derſelbe Herr Arnſtadt leugnet, daß die Landarbeiter zu
Bürgern zweiter Klaſſe degradiert werden! Wir kennen nur
zu gut die Sorge der Konſervativen für die Landarbeiter! Trotz
der enormen Zölle ſind

die Landarbeiterlöhne geſunken,
wie Herr von Gamp in der Kommiſſion hat zugeſtehen müſſen.
(Lebh. Hört, hört! b. d. Soz.) Die Paragraphen über die Land-
krankenkaſſen ſind bezeichnend für den

Geiſt der Unehrlichkeit,
der durch das ganze- Geſetz geht. Die Arbeitervertreier, die

angeblichen Arbeitervertreter bei den Landkrankenkaſſen wer-
den von Körperſchaften gewählt, in denen ausſchließlich Arbeit-
geber ſitzen. Die von den Arbeitgebern gewählten angeblichen
Arbeitervertreter bei den Kaſſen wählen dann Vertreter zu den
Verſicherungs und Oberverſicherungsämtern und zum Reichs
verſicherungsamt. Und das ſollen dann Arbeitervertreter ſein,

deren Wahl zuletzt auf Arbeitgeber zurückgeht! (Hört, hört!
b. d. Und weil die Konſervativen fürchten, daß der
nächſte Reichstag ſich nicht zu dieſer Entrechtung der Land-

arbeiter hergeben wird, darum ſoll dieſer Reichstag noch das
Geſetz machen. Wir werden aber nicht verfehlen, vor dem Lande
das Spiel des Zentrums und der Konſervativen aufzudecken.
(Lebh. Beif. b. d. Soz.)

Abg. Lehmann- Wiesbaden (Soz.): Das Zentrum
ſchweigt ſich aus, obwohl die Polen es mit aufgehobenen
Händen gebeten haben,

dieſe Entrechtung der Landarbeiter nicht mitzumachen.
Das Zentrum ſchweigt, Nationalliberale und Wirtſchaftliche
Vereinigung ſchweigen. Gründe gibt es eben nicht. Wenn die
Konſervativen nicht ihren Willen bei den Landkrankenkaſſen
erhalten, dann wollen ſie das ganze Geſetz ſcheitern laſſen. Alſo
die dar Landarbeiter iſt ihnen wichtiger, als die
Witwen- und Waiſenverſicherung. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Die Konſervativen wollen eben nicht, daß die Landarbeiter ein
Wahlrecht erhalten, da ſie nicht mit Unrecht fürchten, daß die
Landarbeiter bald das Wahlrecht gebrauchen lernen und zum
Aufbau der Kaſſen verwenden würden. Und dann wundert
man ſich noch über Landflucht! Die Folgen der Entrechtung
werden Sie zu tragen haben! (Sehr wahrl! b. d. Soz.)

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Die Beſtimmungen über die
Landkrankenkaſſen richten ſich nicht nur gegen die Landarbeiter,
ſondern

gegen die Arbeiter überhaupt.
Dadurch, daß die Wahl der Vertreter bei den Landkrankenkaſſen
in die Hände der Arbeitgeber gelegt wird, wird in den Aus-
ſchüſſen der Verſicherungsämter bis zum Reichsverſicherungs-
amt herauf

den Unternehmern eine tatſächliche Mehrheit geſichert,
und dazu will das Zentrum ſeine Zuſtimmung geben. (Hört,
hört! b. d. Soz.)

Abg. Dr. Mugdan (Fortſchr. Vpt.): Nicht bloß die Land-
arbeiter, ſondern auch

die Klein- und Mittelbauern werden entrechtet.
Sie ſind ja auf den Kreistagen nicht vertreten. Dadurch wird
ihnen das Recht genommen, das in der Stadt der kleinſte Hand
werksmeiſter hat. (Sehr wahrl links.)

Abg. Fegter (Fortſchr. Vpt.) verſucht zu reden, wird aber
von der Mehrheit niedergelärmt.

Die Abſtimmungen.
Der Eventualantrag der Polen wird zurückgezogen.
Bei der namentlichen Abſtimmung wird S 343 in der Faſſung

der Kommiſſion mit 170 gegen 103 Stimmen bei 4 Stimm-
enthaltungen angenommen, ebenſo S 349 mit 179 gegen 96
Stimmen, bei 4 Stimmenthaltungen.

s 345 beſtimmt in ſeinem dritten Abſatz, daß das Stimmrecht
der einzelnen Arbeitgeber bei der Ortskrankenkaſſe nach der
Zahl ihrer verſicherungspflichtigen Beſchäftigen zu bemeſſen iſt.

Ein Antrag Albrecht will dieſen Antrag ſtreichen.
Abg. Buſold (Soz.): Dieſe Beſtimmung iſt eine

ſchnacheolle Entrechtung der Kleingewerbetreibenden.
(Ordnungsruf des Präſ. Dr. Spahn.) Sie gibt den Groß-
induſtriellen, die kein Verſtändnis für die Lage des Handwerks
haben, das Uebergewicht über die kleinen Handwerksmeiſter.
Das iſt die Mittelſtandspolitik der Mehrheit. (Sehr gut! b. d.
Soz.)

Der Streichungsantrag wird abgelehnt.
S 353 beſtimmt, daß, wer die Mitgliedſchaft bei einer Be

triebskrankenkaſſe freiwillig ſortſetzt, weder wählbar noch wahl-
berechtigt iſt.

Abg. Sachſe (Soz.): Wir beantragen Streichung dieſes
Paragraphen, der aus Furcht vor den freiwilligen, alſo unab
hängigen Mitgliedern entſtanden iſt. Jn den Knappſchafts-
kaſſen iſt ein Terrorismus im Schwange, der alles in Schatten
ſtellt, was von Krankenkaſſen behauptet wird. Auch chriſtliche
Arbeiter ſind von dieſem Terrorismus betroffen worden. Dar-
um ſollte ſich Herr Becker wenigſtens dieſem Streichungsantrag
anſchließen. (Bravo! bei den Soz.)

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt.
Dieſe ſtumme Ablehnung geht eine ganze Stunde lang

weiter, worüber wir nicht berichten.
8 372 erklärt es „nach Beſtimmung der oberſten Verwal-

tungsbehörde“ für zuläſſig, Kaſſenmittel für den Beſuch von
Verſammlungen zu verwenden, die den geſetzlichen Zwecken der
Arbeiterverſicherung dienen.

Abg. Büchner (Soz.): Wir beantragen die Worte „nach
Beſtimmung der oberſten Verwaltungsbehörde“ zu ſtreichen.
Wenn Kongreſſe ſtattfinden, die von allen Kaſſen, auch Be
triebs- und Jnnungskrankenkaſſen beſchickt werden, haben in
manchen Fällen die Verwaltungsbehörden die Bezahlung der
Delegationskoſten aus Kaſſenmitteln verweigert. Wir ver-
langen eine einheitliche Behandlung und wollen
vie Kaſſenvorſtände nicht unter Kurgtel der Verwaltungs-

behörde ſtellen,
ſie nicht der Laune und Willkür der Verwaltungsbehörde aus
liefern. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Die Männer, welche jene
Kongreſſe ins Leben gerufen haben, meine Freunde Simanowski
und Fräßdorf, haben Bedeutendes für die Jnvaliden- und
Krankenverſicherung geſchaffen. (Zuſt. b. d. Soz.) Sie waren
auch die treibende Kraft bei der Gründung der Lungenheil-
ſtätten. Auch auf dem letzten dieſer Kongreſſe ſprach ſich Herr
Giesberts mit Entſchiedenheit für eine Erweiterung des Ar
beitereinfluſſes in der Verwaltung der Krankenkaſſen aus.
(Hört, hört! b. d. Soz.) Hier aber ſchwieg er bei dem ſchlim-
men Verrat, den das Zentrum mit der Vernichtung der Selbſt
verwaltung beginnt.

Vizepräſident Schultz rügt den Ausdruck Verrat.
Abg. Büchner (Soz.): Jn ſchnöder Weiſe haben Sie die

Arbeiter entrechtet.
Vizepräſident Schultz Dieſer Ausdruck iſt unzuläſſig.
Abg. Büchner (fortfahrend): Dieſe Beſchlüſſe werden weit

hinaus ins Land getragen werden. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)
Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt.

Beim Abſchnitt „Verhältnis zu den Aerzten, Zahnärzten,
Krankenhäuſern und Apothekern“ wird eine Diskuſſion über
Liter roh ben die das Verhältnis zu den Aerzten betreffen,
eröffnet.

Abg. Hoch (Soz.): Daß das gegenwärtige Verhältnis der
Aerzte zu den Kaſſen unhaltbar iſt, iſt von allen Seiten an-
erkannt. Die Koalitionsfreiheit der Aerzte wollen wir keines-
wegs antaſten. (Sehr wahr b. d. Soz.) Aber ſtaatliche Macht-
befugniſſe dürfen ihre Vereine nicht haben. Durch das Recht
der Barentſchädigung, das Sie jetzt einführen wollen, werden
die Schwierigkeiten nicht beſeitigt. Die Aerzte haben dann kein
Jntereſſe mehr an der Proſperität der Kaſſe und ob die Kranken
mit dem Arztgeld auskommen, dafür fehlt jede Garantie. Die
ganze Beſtimmung wird ein Schlag ins Waſſer ſein. Jeden-
falls wird die Stellung der Krankenkaſſen zu den Aerzten nicht
erleichtert. Sie zeigt wieder den Zug der

unglaublichen Bevormundung der Krankenkaſſen,
der durch das ganze Geſetz geht. Die Möglichteit, ſich durch
ein höheres Arztgeld auszulöſen, wird nun den Krankenkaſſen
nicht bedingungslos gegeben ſondern an die Genehmigung
des Oberverſicherungsamts gebunden, und mit den Eingriffen
der Behörden in das Verhältnis zwiſchen Krankenkaſſen undAerzten haben wir die traurjgſten Erfahrungen Cemont Sehr

wahr! b. d. Soz.) Da wäre Entrüſtung über unmoraliſche Ver-
träge angebracht. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)
Jch erinnere nur an den Vertrag, den der Magiſtrat von
Halle für die Krankenkaſſen mit den Aerzten abgeſchloſſen hat
und der im kraſſen Widerſpruch zum B.-G.-B. ſteht. Für uns
iſt die Frage der Organiſation des ärztlichen Dienſtes keine
Parteifrage. Sie muß von Fall zu Fall für jede Kaſſe
entſchieden werden; die freie Arztwahl hängt jedenfalls eng
mit der Selbſtverwaltung zuſammen. Einerſeits treiben Sie
die Kaſſen zum Bankerott, und andererſeits drängen Sie die
Verſicherten in den Kampf gegen die Aerzte. Zu dem Syſtem
der Entrechtung der Arbeiterſchaft und der Vernichtung der
Krankenfürſorge paſſen Jhre Beſtimmungen über die Aerzte.
Uns ſoll das gleich ſein, wir beſchränken uns mit unſeren An
trägen nur darauf, unnötige Unvollkommenheiten zu beſeitigen.
(Bravol b. d. Soz.)

Abg. Korfanty (Pole) beklagt, daß in Oberſchleſien die
polniſchen Aerzte vielfach von jeder Kaſſenpraxis ausgeſchloſſen
werden; die polniſch ſprechenden Arbeiter werden gezwungen,
einen Arzt aufzuſuchen, zu dem ſie kein Vertrauen haben.

Die Diskuſſion ſchließt. Die 88 378 bis 350 werden unter
Ablehnung aller Abänderungsanträge in der Kommiſſions-
faſſung angenommen.

Als S 381a beantragen die Sozialdemokraten einzufügen:
„Die Krankenhäuſer dürfen die Aufnahme von Kaſſenpatienten
nur aus einem wichtigen Grunde ablehnen. Ein Streit der
Kaſſe mit den Aerzten wegen Regelung des ärztlichen Dienſtes
gilt nicht als wichtiger Grund.“

Abg. Binder (Soz.): Selbſt im Kriege fragt man bei Ver
wundeten n'cht, ob es ſich um Freund oder Feind handelt; da
konn man wohl im Frieden verlangen, daß Patienten nicht aus
nichtigen Gründen von Krankenhäuſern zurückgewieſen werden.
(Bravol b. d. Soz.)

Der Antrag wird abgelehnt.
Bei S 385 beantragen die Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.)

Streichung des Satzes, welcher beſtimmt, daß alle Apotheken-
beſitzer in Bereiche der Kaſſe den Vereinbarungen zwiſchen der
Kaſſe und einzelner Apothekenbeſitzer beitreten können.

Abg. Geck (Soz.): Wir wollen nicht die Neigung zu Ring-
und Truſſtbildung verſtärken, die in Apothekerkreiſen ſchon ſtark
genug iſt. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Die Verſicherungsgeſetz-
gebung nützt den Apothekern erheblich. Auch die Landarbeiter-
verſicherung gibt ibnen neue Einnahmequellen. Da braucht man
den Apothekern nicht noch neue Zugeſtändniſſe zu machen.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Auch der S 386, der die Preisermäßi-
gung der Apotheker gegenüber den Kaſſen geſtattet, will nur
den Apothekern einc unbequeme Konkurrenz vom Halſe halten.
Dies Beſtreben zu unterſtützen haben wir keine Veranlaſſung
und beantragen daher die Streichung des letzten Abſatzes. Die
Apoiheker haben Monopolverträge geſchloſſen zur Schädigung
der Krankenkaſſen. Aber das rührt die Regierung nicht. Sie
tümmert ſich nur um Verträge der Kaſſen mit ihren Angeſtell-
ten. (Sehr gut! b. d. Soz.)

Die ſozialdemokratiſchen Anträge werden abgelehnt.
S vertagt das Haus die Weiterberatung auf Montag

12 Uhr.
Schluß: 4 Uhr.

Gewerkschaftliches.
Lohnbewegungen der Bergarbeiter,

Auch die neuerdings von der Belegſchaft im Ruhrgebiet unter
nommen?n Schritte zur Beilegung des Streiks ſind geſcheitert.
Die Direktion hat die neugewählte Kommiſſion zwar emp-
fangen, doch erklärte ſie ihr, das Doppelnummerſyſtem werde
nicht zurückgezogen, ein ſolches Zugeſtändnis mache man einer
Belegſchaft nicht, die ſeit ſieben Wochen im Streik liege. Der
Lohn für ſechs Schichten, der als Kontraktbruchſtrafe ein
behalten worden iſt, werde nicht zurückgezahlt, denn der Abzug
ſei geſetzlich berechtigt. Und darüber, daß nach erfolgter Wieder
anfahrt Maßregelungen nicht vorgenommen werden ſollten,
beſtimme die Verwaltung allein. Viele Strecken ſollen übri
gens ſchon zu Bruch gegangen ſein. Aber die Verwaktung
bleibt hartnäckig. Sie hat ſelbſt die geſetzlichen Beſtimmungen
nicht eingehalten. Sie wolkte der Belegſchaft Neuerungen auf
drängen, ohne der Belegſchaft die Friſt zur Kündigung zu ge
währen, wie das nach den geltenden Beſtimmungen notwendig
geweſen wäre. Weil aber die Verwaltung willkürkich handelte,
ſoll nun die Belegſchaft wegen Kontraktbruchs beſtraft
werden. Jn geheimer Abſtimmung beſchloß die Belegſchaft,
weiter im Streik zu beharren.

Die Arbeiter der Grube zur Stadt Görlitz (Eigentum
der Stadt Görlitz) in Kohlfurt legten der Verwaltung im
April einen Tarif vor, der von der Verwaltung abgelehnt
wurde. Der Arbeiterausfſchuß, der beim Grubenverwalter in
Görlitz vorſtellig wurde, bekam eine ausweichende Antwort.
Die Belegſchaft beſchloß darauf die Kündigung einzu-
reichen. Und die Ortsverwaltung des Bergarbeiterverbandes
gab Kündigungszettel heraus. Jetzt nun hat die Direktion
die geſamte Ortsverwaltung des Bergarbeiterverbandes und
den Knappſchaftsälteſten unter Auszahlung von 6 Schichten
Arbeitslohn ſofort entlaſſen. Die Verwaltung glaubte da-
mit gewiß der Bewegung Einhalt zu gebieten. Die Arbeiter
wollten ſofort die Arbeit einſtellen, nur auf Ermahnung des
Angeſtellten des Bergarbeiterverbandes iſt die Arbeit nicht ſo
fort eingeſtellt worden. Die geſamte Belegſchaft unter Tage
hat aber die Kündigung unterſchrieben und am Sonnabend der
Grubenverwaltung eingereicht. Zu zug nach Kohlfurt iſt da
her fernzuhalten.

Genoſſenſchaftliches.
Der däniſche Gewerkſchaft eneret und das Genoſſenſchafts

weſen.
Der däniſche Gewerkſchaftskongreß, der vom 25. bis 28. April

in Kopenhagen ſtattfand, befaßte ſich ebenſo wie ſein Vorgänger
mit der Frage der genoſſenſchaftlichen Unternehmungen. Nach
einem ausführlichen Referat des Abgeordneten Olſen und nach
ausgedehnter Debatte nahm der Kongreß nahezu einſtimmig
folgende Reſolution an:

„Jndem der Kongreß ſeine Zuſtimmung zu dem auf dem
internationalen Kongreß gefaßten Beſchluſſe bezüglich der
Genoſſenſchaftsbewegung gibt, beſchließt er, unter Voraus-
ſetzung, daß auch der ſozialdemokratiſche Par-
teitag ſeine Zuſtimmung gibt, den genoſſenſchaft
lichen Unternehmungen ſeine größtmögliche Unterſtützung
und Mitwirkung angedeihen zu laſſen, um weitere
Unternehmungen durchzuführen.“

Eine Deputation, die man auf Grund der früheren Ver-
handlungen gewählt hat, hatte eine Studienreiſe durch Deutſch
land gemacht, in. Hamburg, Leipzig und an anderen Orten die
Konſumvereinsbetriebe beſucht und daraufhin für Kopenhagen
auf Grund dieſer Reiſe ſpezielle Vorſchläge aus gearbeitet.



Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 15. Mai 1911.

Die Arbeiterjugend rüſtet zu neuem Kampf.
Am geſtrigen Sonntag hielten Vertreter der jugendlichen Ar

beiter des Regierungsbezirks Merſeburg in Halle eine Kon
ferenz ab. Elf örtliche Jugendausſchüſſe haben bekanntlich im
Oktober vorigen Jahres auf einer Zuſammenkunft in Halle
eine Jugendzentrale für den Bezirk Merſeburg eingeſetzt. Dieſe
Zentrale ſah ſich zur Einberufung der jetzigen außerordent
lichen Konferenz veranlaßt durch den blendenden Tamtam, mit
dem die ſtaatliche Jugendpflege mit den vom Dreiklaſſenhauſe
bewilligten Geldern auch in unſerem Bezirk auftritt. Gegen
dieſe Verſuche der Erziehung der Proletarierjugend zu Hurra-
patrioten und Betſchweſtern mußten neue Kampfmittel beraten
werden, und den bekannten Auflöſungsmanövern der Polizei
galt es, den gewüſchten Erfolg gründlich zu verſalzen. Wie
weit das bisher ſchon in kräftig wachſendem Maße gelungen
iſt, das zeigte der Tätigkeitsbericht der Jugendzentrale. Wäh-
rend bei ihrer Einſetzung im Oktober 1909 im Bezirke nur 895
männliche und 117 weibliche und im April 1911 immer erſt 965
männliche und 143 weibliche Abonnenten der Arbeiterjugend
vorhanden waren, wurden jetzt im Mai 1515 männliche und 212
weibliche Abonnenten gezählt. Der Aufſchwung, der gerade in
den leßten Wochen eintrat, zeigt, wie die Aktion der ſtaatlichen
Jugendfürſorger die Bewegung unter den Jugendlichen belebt
und dieſe für unſere Propaganda zugänglicher gemacht hat. Die
Zentrale konnte weiter mitteilen, daß die Zahl der örtlichen
Jugendausſchüſſe im Berichts ahr von 11 auf 18 geſtiegen iſt,
während gegenwärtig noch zwei Ortsausſchüſſe in der Grün-
dung begriffen ſind. Delegierte waren zu der Konferenz ge-
ſchickt worden aus Halle, Ammendorf, Bruckdorf, Teicha, Eilen-
vurg, Bitterfeld, Schkeuditz Merſeburg, Papig-Modelwitz,
Sangerhauſen, Wittenberg, Weißenfels, Naumburg, Trebnitz
und Markwerben. Der Jugendausſchuß Zeitz, über deſſen
Leitung verſchiedene Klagen vorgebracht wurden, war leider
nicht vertreten.

Jnfolge Anregungen aus verſchiedenen Orten hat die
Jugendzentrale für die Veranſtaltung eines Jugendtages in
Halle Vorbereitungen getroffen, die die Zuſtimmung der Kon-
ferenz fanden. Der Jugendtag 1911 iſt danach als eine zwang-
JIoſe Zuſammenkunft mit Beſichtigungen, Ausflügen und Unter
daltungen gedacht, wobei auf eine Beteiligung von einigen
hundert Jugendlichen gerechnet wird.

Für die Beſprechung der planmäßigen Agitation, die gegen-
über der neuen ſtaatlichen Jugendfürſorgerei nötig iſt, hielt Ge-
noſſe Peters-Berlin ein kurzes einleitendes Referat über den
gegenwärtigen Stand der Jugendbewegung. Er erörterte dabei
beſonders das ſyſtematiſche Auflöſungsmanöver, das von Ber-
lin ausgehend, durch die preußiſche Polizei unternommen wor-
den iſt, und beſprach dann den Erlaß des Kultusminiſters über
die Dreiklaſſenſtaatsjugendpflege. Jm Vortrag und der an-
ſchließenden Diskuſſion wurden ſehr brauchbare Vorſchläge

und praktiſche gegenſeitige Anregungen gegeben, die von den
Anweſenden ſreudig aufgenommen wurden, da dabei auch für
die Parierung des Auflöſungsmanövers der Polizei die Wege
gezeigt wurden. Eine Regulierung des Zuſammenarbeitens

der örtlichen Ausſchüſſe und der Bezirksleitung wie die bis-
herige Jugendzentrale ſich jetzt nennt ſoll erſt in den ört-
lichen Ausſchüſſen und auf einer ſpäteren Konferenz beraten
werden. Zu dieſer ſpäteren Zuſammenkunft iſt geplant, auch
Vertreter der Gewerkſchaftskartelle des Bezirks, die es in ein-
zelnen Orten an Unterſtützung ſehr fehlen ließen, einzuladen,
'um eine noch beſſere Verſtändigung herbeizuführen. Mit der
Aufforderung, allen gegneriſchen Unterdrückungs- und Be-
kämpfungsmaßnahmne zum Trotz, die Aufklärung der Arbeiter-
jugend ruhig im poligzeitechniſch unpolitiſchen Sinne kräftig
weiter zu betreiben, wurde die Konferenz geſchloſſen.

Die Gegner ſowohl wie die indifferenten Arbeiter werden
aus dieſen Mitteilungen erſehen, daß die proletariſche Jugend
ſich rüſtig regt, daß ſie keineswegs den Mut ſinken läßt, wenn
Poliziſten, Fortbildungsſchullchrer und Paſtoren auf Kom
mando von oben plötzlich ihr Herz für die Jugend entdecken
und nun mit Macht die freie Arbeiterjugend zu beeinfluſſen
ſuchen. Die Jugend weiß, daß ihr nicht mit patriotiſchen
Phraſen und Frömmeleien geholfen werden kann, ſondern daß
der harte wirtſchaftliche Tageskampf aufrechke Männer und
klarſehende Köpfe braucht. Die zu erziehen wird kein Millio-
nenfonds, kein Miniſtererlaß und erſt recht nicht ein Bedienten
troß, die Arbeiterjugend hindern.

Ein Streik der Glaſer beſchloſſen.
Die Glaſergeſellen faßten am Sonnabend, den 13. Mai, in

einer ſtark beſuchten öffentlichen Verſammkung den Beſchluß,
in ſämtlichen Betrieben die Kündigung einzureichen, da die
Antwort der Arbeitgeber auf die geſtellten Forderungen keine
genügende war. Da der bisherige Tarif im Jahre 1803 abge-
ſchloſſen wurde und ſeit dieſer Zeit die wichtigſten Leöens-
bedürfniſſe ſehr im Preiſe geſtiegen ſind, ſo iſt das Verlangen
berechtigt, daß die Angelegenheit nicht mehr verzögert wird.
Die Einmütigkeit und der Eifer der Kämpfenden für die Be
wegung berechtigten zu den beſten Hoffnungen.

Die Eheſcheidungen in Halle a. S. 1909.

u in dieſem Jahre das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt
das Material für die cheidungen in Halle im Jahre 1909
dem ſtädtiſchen Statiſtiſchen Amt zur Ver ges geſtellt. Be
rückſichtigt find wie früher nur diejenigen n, bei denen der
Mann ſeinen Wohnſitz in der Stadt Halle hatte.

Erfreulicherweiſe iſt die Zahl der rechtskräftig geſchiedenen
Ehen von 109 im Jahre 1908 auf 91 zurückgegangen, und damit
auch die „allgemeine Scheidungsziffer“, d. h. die Anzahl der
Eheſcheidungen auf je 100 000 Einwohner der mittleren Be-
völkerung, von 61,42 auf 51,82 geſunken. womit aber noch nichtdas ünſtige Ergebnis der Jahre 1906 und 1907 erreicht iſt.

Günſtig erſcheint dieſe Scheidungsziffer im Vergl zu derduraſchnittlichen Scheidungsgziffer der größeren Städte des

Deutſchen Reiches, weniger günſtig, wenn wir ſie mit der in
anderen deutſchen Städten von 150- bis 200 000 Einwohnern
vergleichen. Die durchſchnittliche Scheidungsziffer der 20 größ-
ten deutſchen Städte iſt für das Jahr 1908 52,8 geſchiedene
Ehen auf je 100 000 Einwohner, während ſie für die zehn
Städte mit 150- bis 200 000 Einwohnern nur 40,8 beträgt.

Noch mehr verſchiebt ſich das Bild zuungunſten Halles, wenn
wir die Zahl der Eheſcheidungen mit der Zahl der Ehe
ſchließungen in dieſem Jahre mit den entſprechenden Zahlen der
Vorjahre vergleichen. Es kommen allerdings auf 1000 Ehe
ſchließungen nur 64,08 Eheſcheidungen gegen 70,69 im Jahre

1908. Während aber ſonſt mit dem Wachſen der Gheſcheidungs-
ziffer ein Steigen der Zahl der Eheſchließungen zu beobachtenwar, iſt jetzt bei einer Abnahme der Zahl der Eheſchließun

en eine Erhöhung der Eheſcheidungsziffer gegenüber den
Jahren 16906 und 1907 feſtzuſtellen.

Mit 64,08 Eheſcheidungen auf 1000 Eheſchließungen ſteht
Halle ein Schickſal, das es mit den übrigen Großſtädten
teilt weit über dem Durchſchnitt der r t Monarchie.
Selbſt wenn wir das platte Land, das ſich zum Vergleich nicht
heranziehen läßt, weil hier die Verhältniſſe ungleich günſtiger
liegen als in der Großſtadt, außer acht laſſen, und nur die
Städte zur Ver legung heranziehen, ſo kommen im Durchein auf alle Etadte er preußiſchen Monarchie auf 1000

eſchließungen 46,7 Eheſcheidungen. Für die inneren Gründe,
die in den einzelnen Ehen zur Scheidung fithrten, kann das
Alter der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung und ſcheidung,
der Altersunterſchied zwiſchen den Ehegatten, die Kinder-
zahl Fingerzeige geben. Es r ſich da, was auch früher
Eftaeſtent worden iſt, daß die Mehrzahl auch der geſchiedenen
Ehen in einem Alter geſchloſſen iſt, welches als das zum
Heiraten geeignetſte bezeichnet werden muß. Unſere e
ſcheidungen laſſen aber bei beiden Geſchlechtern ein allmähliches
Abnehmen der Eheſchließun im jugendlichen Alter wahr-nehmen; dafür wächſt die zahl der geſchiedenen Ehen, bei denen

die Ehegatten älter waren.
Die meiſten Ehen werden zwiſchen dem 30. und 40. Lebens

pr. geſchieden. Jedoch iſt eine Zunahme der Eheſcheidungen,
ei denen die Ehegatten älter als 40 Jahre ſind, zu be

obachten.
Jm allgemeinen war der Altersunterſchied zwiſchen den Ehe

gakten nur ein geringer. Bemerkenswert iſt dagegen, daß in
25 von 83 Fällen der Mann jünger war als die Frau,
und zwar in drei Fällen um über zehn c Von 23 Fällen
der Eheſcheidung aus F 1565 (Ehebruch) entfielen 9 Fälle auf
Männer, die jünger als die Frau waren, darunter 2, welche
über 10 Jahre jünger waren. Jn dieſen 25 von den 83 Fällen
ſcheint der Altersunterſchied eine gewiſſe Rolle für Verfeh-
lungen en ſpielen.

Aus S 1565 B. G. B. (Ehebruch) ſind im 73 7 43 Ehen
geſchieden worden. Davon war in 23 Fällen der Mann, in 14
Fällen die Frau und in 6 Fällen waren beide Teile ſchuldig.
Hierzu kommen noch 5 Fälle aus ehelicher Zerrüttung. Wegen
bösliches Verlaſſen wurden 16 Ehen geſchieden, wobei in 10
Fällen den Mann, in 6 Fällen die Frau die Schuld trifft. Aus
S 1568 (Mißhandlung, Vernachläſſigung der ehelichen Pflich-
ten) endlich ſind 24 Ehen geſchieden. Schuldig war in 20
en der Mann, in 83 Fällen die Frau und in einem Falle

eide.
Das Fehlen oder Vorhandenſein von minderjährigen Kin-

dern ſpielt für die Eheſcheidungen eine bedeutende Rolle. Sind
doch von den 91 geſchiedenen Ehen ganze 48 kinderlos geweſen.
Bei 27 Ehen war ein Kind, bei 8 waren zwei Kinder und bei
7 drei Kinder vorhanden. Nur eine Ehe hatte vier Kinder auf-
zuweiſen. Für die Frau vielleicht noch mehr als für den
Mann iſt das Vorhandenſein von minderjährigen Kindern ein
wichtiger Hinderungsgrund, das Ehbeband zu löſen, ſodann
bildet es auch einen glücklichen Schutz gegen Fehltritte. Recht
beachtenswert iſt es, daß recht viele der kinderloſen Ehen
einmal nach 2-6jähriger Ehe und dann nach 15jähriger Ehe
geſchieden werden.

Um noch kurz auf die Konfeſſion der geſchiedenen Ehegatten
und den Beruf des geſchiedenen Ehemannes einzugehen, ſo
waren bei 82 Ehen beide Teile evangeliſch, 9 Ehen konfeſſional
gemiſcht. Was den Beruf der Geſchiedenen anbetrifft, ſo ſtellten
Handwerk und Jnduſtrie 51 Fälle, Handel und Verkehr 22 Fälle,
Arbeiter 7 Fälle, freie Berufe 8 Fälle, ohne Beruf waren
3 Ehemänner.

Jn 28 Fällen iſt die Klage vom Mann, in 63 Fällen von
der Frau erhoben.

Vom Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands
iſt im ganzen Reiche eine Bewegung eingeleitet worden, die die
Verkürzung der Arbeits zeit für alle in der chemi-
ſchen Jnduſtrie beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen be-
zweckt. Wie mörderiſch die lange Arbeitszeit in den Gifthöhlen
auf die Geſundheit der Menſchen einwirkt, beweiſen die ſtati-
ſtiſchen Angaben aller Krankenkaſſen, und wenn man bedenkt,
was für häßliche Hautkrankheiten am ganzen Körper durch die
zu verarbeitenden ätzenden Produkte hervorgerufen werden,
kann man ſich nicht genug wundern, daß ſogar in ſolchen Be-
trieben noch die 24ſtündige Wechſelſchicht beſteht. Das macht
aber den ungeheuren Verbrauch an menſchlichen Arbeitskräften
verſtändlich.

Zum Dienstag, den 16. Mai, iſt für die in der chemiſchen
Jnduſtrie von Ammendorf beſchäftigten Arbeiter und Ar-
beiterinnen eine große Proteſtver ſammlung arran-
giert. Um jedem Gelegenheit zu geben, hieran teilnehmen zu
können, findet ſie gleich nach Schluß der Arbeit, ſpäteſtens
347 Uhr, im Gaſthaus zum Dreierhaus in Oſendorf ſtatt.
Näheres iſt im Jnſeratenteil bekanntgegeben.

Der Todesſturz vom Kühlerturmbau des Elektrizitätswerkes
fand am Sonnabend ſein gerichtliches Nachſpiel vor der Straf-
kammer. Angeklagt war der 26jährige Zimmerpolier Johann
Glimiax von hier, der durch Fahrläſſigkeit den Tod des Wiährigen
Zimmermanns Hermann Rowald verſchuldet haben ſoll. Jm
April wurde im Elektrizitätswerk ein neugebauter Kaminkühler
mit Holz umkleidet. Dieſe Arbeiten wurden von drei Zimmer-
leuten unter Aufſicht von Glimiax ausgeführt. Der Kühler hat
die Form eines achteckigen Turmes von 40 Metern Höhe. Am
11. April brach von der Säule des oberſten Gerüſtes in Höhe
von 35 Metern ein Brett los, auf dem Glimiax mit zwei Zim
merleuten ſtand. Er ſelbſt und der eine Zimmermann konnten
ſich noch ſchnell an der Säule feſthalten und dann eine ſichere
Stelle des Gerüſtes erreichen. Der unglückliche Rowald aber
ſtürzte herab, ſchlug zunächſt auf das Geländer des Hauptgerüſtes
auf und fiel dann in die Tieſe. Als die übrigen vom Gerüſt
heruntergeeikt waren, um dem Geſtürzten Hilfe zu bringen, fanden
ſie ihn bereits tot am Boden liegen. Nach dem Gutachten eines
Sachverſtändigen war an dem Losbrechen des Brettes ungenügende
Nagelung ſchuld. Der Angeklagte mußte auch zugeben, bei Be
feſtigung des Brettes ein Verſehen begangen und zu wenig Nägel
(im ganzen drei) angebracht zu haben. Beantragt wurde gegen
G. eine Gefängnisſtrafe von drei Monaten. Der Verteidiger
meinte und nach unſerer Anſicht mit Recht die dem An
geklagten t Verantwortung ſei zu groß geweſen. Jn
ſolchem Falle hätte ein ſachgemäß ausgebildeter
Techniker die Kontrolle des Gerüſtes ausüben
müſſen. Der Polier erhalte pro Stunde nur fünf Pfennig mehr
Lohn als der einfache Zimmermann und müſſe dafür eine ſo er
hebliche Verantwortung übernehmen. Man möge auch die bis
herige Unbeſtraftheit des Angeklagten mit in Betracht ziehen.

Das Gericht nahm aber an, daß der Angeklagte veranwortlich
ſei und bei Anlegung des Gerüſtes die erforderliche Vorſicht außer
Acht gelaſſen habe. Erkannt wurde auf eine Gefängnisſtrafe von
einem Monat.

Der ſtädtiſche Finanzausſchuß beſchloß in ſeiner Sitzung
am Donnerstag bauliche Veränderungen für Witte-
kind und die Reilsburg. Bei Wittekind handelte es ſich
um Aenderungen im Reſtaurant, Notausgänge und neue
Türen, wofür 1250 Mk. gefordert werden, bei der Reilsburg
um eine Reihe Aenderungen mit einem Koſtenaufwand von
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1250 Mk. Die Summen wurden bewilligt. Weiter be
ſchloſſen, die Retirade im Waldreſtaurant auf dem Reilsberg
u erneuern und hierfür 6500 Mk. r ür die An
ringung einer Einfriedigung in ekind, um den bei den

Kurkonzerten ſehr ſtörenden Wagenverkehr abzulenken und
den Konzertplatz beſſer on e wurden 1450 Mk. bereit
geſtellt. Zum Ausbau von Pferdeſtällen der Artilleriekaſerne
wurden 8600 Mk. bewilligt; dieſe Koſten von der
Garniſonverwaltung mit 6 zent verginſt und
Schließlich wurden noch 920 Mk. zur Einrichtung einer Schul
werkſtatt für die Hilfsſchulklaſſen bewilligt.

Neuer Direktor für die ſtädtiſchen Gas und
Zum Direktor der Gas und Waſſerwerke iſt vom Magiſtrat der
bisherige zweite Direktor der Gaswerke in Duisburg, Schmidt,
gewählt worden. Hoffentlich bringt der neue Mann neben
Tüchtigkeit im Amt aufgeklärte Anſchauungen über die Ar-
beiterbewegung mit.

Konkurrenzangſt der wahren Chriſten. Das Einfangen
chriſtlicher Schäfchen wird teils behördlich geſtempelt und teils
ohne dieſe Maxrkierung betrieben. Zwiſchen den beiden Teilen
der Chriſtenheit kommt es nun fortgeſetzt zu Konkurrenz-
kämpfen darüber, wer ſich am beſten auf Nächſtenliebe ver
ſteht. Vor Monaten warnte die Stadtmniſſion davor, ſie mit der
privaten, unkontrollierbaren Hausmiſſion zu verwechſeln. Frz:
hat auch der Blaukreuzverein der Stadtmiſſion einen Neben-
mann erhalten in einem Verein mit faſt dem gleichen Namen:
Evangeliſcher Blaukreuzverein. Dieſer Verein ſteht mit der
Stadimiſſion ſo ſchreibt dieſe in der Halleſchen in
keinem Zuſammenhang, ſondern iſt eine private Unternehmung.
Die Miſſion ſagt zum Schluß: „Nun begrüßen wir an ſich
alles Wirken, wodurch verlorenen Söhnen und Töchtern unſeres
Volkes nachgegangen wird, aber es herrſche Wahrheit
und Klarheit. Es wäre uns lieb, wenn ſchon im Namen
eine völlige Täuſchung des Publikums unmöglich
gemacht wäre und würde.

Es iſt doch recht chriſtlich, von ſeinen frommen RMitchriſten
Wahrheit zu verlangen und ſie der Täuſchung des Publikums
zu verdächtigen. Man wird ſich dieſe frommen Konkurrenten
deshalb am beſten beide vom Halſe halten.

des 1918Die Herausgabe eines Kunſtblattes iſt aus Anl
in Hamburg ſtattfindenden Bundesſängerfeſtes geplant. Wir
werden erſucht, dazu folgende Mitteilung zu bringen. Zur
Erlangung entſprechender Entwürfe findet ein ettbewerb
ſtatt. Der Entwurf ſoll eine Verſinnbildlichung des Volks
geſanges, im beſonderen des Freiheitsgeſanges, darſtellen.
Blattgröße 27/42 Zentimeter. Ausführung in drei oder vier
Farben, Lithographie eventl. Buchdruck. s Blatt dient als
Wandſchmuck, ſowie in Verkleinerung als offizielle Feſtpoſt
karte. Die Karte ſoll die G ylchrfr tragen: Arbeiter
Bundes-Sängerfeſt, au Hamburg 1911. DieSchrift muß ſo angebracht ſein, daß ſie leicht weggelaſſen, wie
auch durch einen anderen Text erſetzt werden kann. Als Preiſe
ſind 100 Mk., 50 Mk. und 25 Mk. ausgeworfen. Die Bewer-
tung der Entwürfe erfolgt durch unbeteiligte Sachderſtändige.
Alle Einſendungen ſind vorſchloſſen mit dem Kennwort „Wett-
bewerb“ bis zum 12. Juni an Herrn W. Pionetti, Hamburg,
Kiebitzſtraße 11, zu richten. Ein zweites Kuvert muß Kenn-
wort, Namen und Adreſſe des Einſenders enthalten.

Das Ankaufsrecht auf nicht prämierte Entwürfe (pro Ent
wurf 20 Mk.) wird vorbehalten. Zum Schluſſe findet eine
Ausſtellung der eingeſandten Entwürfe ſtatt. Obwohl von
vornherein damit zu rechnen ſein wird, daß „beſſer ſituierte“
oder „große Künſtler“ ſich an dieſem Preisausſchreiben nicht
beteiligen werden, dürfte doch anzuerkennen ſein, daß durch
dieſe Form der Beteiligung künſtleriſche Kräfte im Proletariat
geweckt und zum Wetteifer angeſpornt werden; ſomit der
guten Sache, wie ſich ſelbſt dienend. Um letzteres möglichſt zu
unterſtützen, ſollen ſämtliche eingegangenen Entwürfe in Ver-
bindung mit allen erreichbaren, hiſtoriſchen Belegſtüden und
Materialien aus der Literatur über Entſtehung und Werde
gang des Volks und Freiheitsgeſanges in einer keinen Aus
ſtellung der Oeffentlichkeit unterbreitet werden.

Die Gewerbegerichtsbeiſitzer halten ihre nächſte Sitzung am
Mittwoch, den 17. Mai, abends 8 Uhr, bei Streicher ab. Da
ein Vortrag über: Müſſen Ueberſtunden geleiſtet bezahltwerden gehalten werden ſoll, iſt vollzähliges G not
wendig.

Achtung, Transportarbeiter! Auf die Veranſtaltungen desDeutſchen Transportarbeiter- Verbandes (ſtehe Jnſerat in tiger

Nummer) werden die dabei in Frage kommenden Berufsaugehörigen
hierdurch befonders aufmerkſam gemacht.

Stadttheater. Am Dienstag ſchließt die e mit einer
Aufführung von Taifun von Lengyel als Abſchi nnd Beueſtz
abend für Herrn Helmut Pfund. Die Spielzeit 1911/12 beginnt
am 9. September. t

Jm Avolletheater geht heute die Operette Die keuſche
Suſanne zum letzten Male in Szene, und beendet damit Max
Walden ſein Gaſtſpiel. Morgen, Dienstag, d. 16. Mai, be
ginnt das Reſidenztheater zu Weimar unter Leitung von Hans
Arnim ſein Gaſtſpiel. Als Novität bringt das Enſemble den
Schwank Paket Nr. 989, der in Wien das Reperwir beherrſchte.

Walhallathegter. In den am Dienstag beginnenden Auf
führungen von Viktor Holländers Operetten-Poſſe Die Herren
von Maxim ſingt die weibliche Hauptrolle Meſſalinette Liſerl
Linden, langjähriges Mitglied des Theaters des Weſtens, Ber
lin. Den Polykrates ſpielt Direktor Edmund, der die Rolle
in Baſel, Amſterdam, Brüſſel, Danzig erfolgreich darßellte.
Das übrige aus 40 Mitgliedern beſtehende Perſonal ſtellt ein
gut eingeſpieltes Enſemble dar. Ein großer Chor und gute
Ausſtattung trugen zu dem Erfolge bei, den die Deutſche Ope
rette des Kgl. Theaters zu Amſterdam überall erziekte. Der
Vorverkauf zu dem Gaſtſpiel hat bereits begonnen.

Der Milchhändler Franz Bauermann aus Zwintſchöna er
ſucht uns, mitzuteilen, daß er nicht mit dem am 11. Mai
wegen Pantſchereien zu 400 Mark verurteilten Bauermann aus
Canena identiſch iſt. Der Verurteilte heißt nicht, wie damals
geſchrieben, Friedrich, ſondern Wilhelm ermann.

Der Krankenkaſſenverband teilt mit, daß der Arzt Dr.
Raabs, der ſich als Kaſſenarzt ausgegeben haben ſoll, nicht vom
Krankenkaſſenverband angeſtellt iſt.

Schwerer Automobilunfall. Auf der Chauſſee zwiſchen Halle
und Merſeburg rannte geſtern eine Automobil beim Ausweichen
vor der elektriſchen Bahn Halle- Merſeburg gegen einen Baum
und fiel in den Chauſſeegraven. Das Automobil ſoll von dem
Beſitzer ſelbſt in ſcharfer Fahrt geführt worden ſein. Der
Chauffeur wurde bei dem Anprall aus dem Automobil geſchleu
dert. Er hat ſchwere Verletzungen erlitten und wurde nach dem
Bergmannstroſt gebracht.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Ein erſchwindelter Betrag von nur 4,20 Mark brachte dem
erheblich vorbeſtraften Arbeiter B. von hier eine Gefängnisſtrafe,
von einem Jahre ein. Der Angeklagte hatte im Auftrage eines
Fuhrwerksbeſitzers in Merſeburg einer Witwe Kohlen angefahren
und ſich mittels gefälſchter Onittung den Lieferungsbetrag ver
ſchafft. Die erhebliche Strafe wurde wegen ſchwerer Urkunden
fälſchung in Verbindung mit Rückfallbetrugs verhängt.

Die Streichhölzer, die durch die Steuer ein ſehr teurer und
begehrenswerter Artikel geworden ſind, führten einen mehrfach

Dnsere Bratenmasse:
ist der beste, billigste

und nahrhafteste Fleischersatz. „Gesunde Kraft 1 Pfd. Bratenmasse gibt
3 Pfd. fertigen Braten

(aus Grünkernschrot u. diveorsen
HKülsenfrüchten).m Frobetäton 2u 20 4, T zu 45 4, W zu 75 4 2u haben: ESUndnelts-Zentrule (Dlerdes Hetonnhan), Beunantt. neven Tiehtspiele.
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vorbeſtraſ en Arbeiter in Berſuchung. Er entwendete ei aufmann ein Paket mit 500 Schachteln und übergab es c
deren Arbeiter, der es verſetzen ſollte. Die Täter wurden wegen
Diebſtahls bezw. Helerei iGefängnis vetteit zu einer Woche bezw. einem Monat

Mus den Hachbarkreiſen.
Zum Streik im Mitteldeutichen Braunkohlenrevier.

Die an der Lohnbewegung im ZeitzWeißenfelsAltenburger
Revier beteiligten Organiſationen hatten auf Sonntag, den
14. Mai, eine Revierkonferenz für das Leipzig-Bornaer Braun
kohlenrevier einberufen. Die Konferenz fand in Born g ſtatt
und war zahlreich beſchickt.

Bekanntlich wurden im März dieſes Jahres die Tarifver
träge auf den Werken des Leipziger Reviers eingereicht. Die
Werksherren lehnten auch hier jedes Entgegen-
kommen ab. Jn letzter Zeit iſt die Verbitterung der Ar-
beiter noch dadurch geſteigert worden, indem Lerſchiedentlich
Löhne- und Gedingereduzierungen vorgenommen
wurden. Zu allen dieſen Fragen ſollte die Konferenz Stellung
nehmen und eventuell weitere Schritte beſchließen.

Jn der den kurzen einleitenden Worten des Bezirksleiters
Weikardt Zeitz folgenden Debatten geſchah dies in aus
giebigſter Weiſe. Die Delegierten berichteren, daß die Drang-
ſalierung der Arbeiter vielfach keine Grenzen mehr kenne.
Lohnreduzierungen wären an ver Tagesordnung. Die Arbeits
leiſtung würde durch alle möglichen Mittel geſteigert und ſei
es nicht verwunderlich. wenn die Erbitterung der Arbeiter
immer größer werde. Wenn die Organiſationen keine Schritte
unternéhmen, dann ſei es nicht ausgeſchloſſen. daß es auf
einzelnen Werken zu wilden Streoiks komme.

Nachdem der Vertreter des Bergarbeiterverbandes Huſe
mann Vochum die Anficht der Organiſationsleitungen ein-
gehend dargelegt hatte, fand nachſtehende Reſolution ein-
ſtimmkge Annahme:

„Die heute in Borna tagende, vom Bergarbeiter-
verband, dem Zentralverband der Maſchi-
niſten und Heizer, der polniſchen Berufsver-
einigung und dem Gewerkverein (H.-D.) einbe-
rufene Konferenz der Braunkohlenarbeiter ſpricht den im
Streik ſtehenden Kameraden des Zeitz-Weißenfels-Alten-
burger Reviers ihre volle Sympathie aus. Vie Delegierten
verſprechen, den Streik dadurch kräftig zu unterſtützen, indem
alte Ueberſtunden und Ueberſchichten verweigert werden. Die
Delegierten verurteilen aufs ſchärfſte Provokation und Ver
höhnnng der Arbeiterſchaft durch die Werksverwaltungen und
Poligeiorgane, ſie fordern die Streikenden auf, ſich durch
nichts beirren zu laſſen.

Die Konferenz nimmt mit Empörung Kenntnis von den
horrenden Lohnreduzierungen auf der Grube Rehmsdorf.

Schließlich beauftragt die Konferenz die Organiſations-
keitungen, auf die in Frage kommenden Gruben die vor
berettenden Schritte zur eventuellen Arbeitseinſtel-
lung zu unternehmen.“

Mangfekd. Der Reichsverband gegen die Sozial
demokratie, jene polttiſche Prätorianergarde, die ſich heute
dieſer, morgen jener und nach zwei Wochen einer dritten bürger
lichen Partei zur Verfügung ſtellt, die gelegentlich auch ſ in
einem Wahlkreiſe zu ehe Zeit mehreren bürgerlichen Kandi-
daten ihre uuſauberen e angeboten hat, und die, ohne in
poſttiver Hinſicht, ſei es nun auf dem Gebiete wirtſcwhaſtüicher
politiſ oder religiöſer Anſchauungen, die geringſte innere Ge
mei zu beſitzen, durch nichts anderes zuſammengehalten

derrch das negative Moment des gemeinſamen Haſſes
gegen die Sozialdemokratie, macht ſich jetzt im Mansfeldſchen
breit durch öffentliche Bekanntmachungen, ſondern m

nladungen werden die „zuverläſſigen“ Elemente na
ungen gelenkt, um dort in echter Reichsverbands

manier geſchoren zu werden. So fanden in letzter Zeit in
Mansfeld, Leimbach, Gerbſtedt, Helbra uſw. Ver
ſammlungen ſtatt, zu denen nach den Berichten der lokalen

3preſſe der Zulauf ein ſtarker geweſen ſein ſoll.
Nun wiſfen wir ja, wie in Mansfeld ſogenannte patriotiſche Be
geiſterung entfacht wird, weshalb wir auf eine ausführliche Kenn
zeichnung der bekannten r mr hier an dieſer Stelle
verzichten wollen. Hundertmal totgeſchlagene Unwahrheiten
wurden da aufgewärmt, in unanſtändiger Weiſe mit Zitaten
ſozialdemokratiſcher Redner operiert, die aus dem Zuſammenhang
geriſſen und deren Sinn ſo mit Leichtigkeit in das direkte Gegen
teil umgefälſcht wurde. Mit einem Wort: wirklich „echte“ Reichs
verbandsmethoden, wie wir ſie, je näher die allgemeinen Wahlen
heranrücken, noch oft genug bemerken werden. Es kann uns nur
angenehm ſein, daß auch ſogar ſogenannte Fortſchrittler ſich dem
Reichsverband, der von anſtändigen Politikern als eine Sumpf-
pflanze bezeichnet worden iſt, in die Arme geworfen haben. Wir
ſehen dann bei der nächſten Wahl auf der einen Seite die mit
gewaltigen Geldmitteln ausgerüſteten Herrſchenden, die die Tage
ihrer Götterdämmerung herannaghen ſehen, ferner, die für freiheit-
liche „Jdeale“ kämpfenden Fortſchrittler und ſchließlich den
Reichsverband. Auf der anderen Seite nur die Arbeiterſchaft,
die dem Treiben aber die lodernde e und die felſenfeſte
Zuverſicht auf den endlichen Sieg, ihren Mut, und ihre vor nichts
zurückſchreckende Opferwilligkeit entgegenzuſetzen hat. Die Sozial
demokratie hat mit Glanz den Eiſenmenſchen Bismarck und ſeine
Ausnahmegeſetze überwunden, ſie hat natürlich auch die neuartige
Organiſation des Ausbeutertums, den Reichsverband, nicht zu
fürchten. Wir werden auf den Poſten ſein und den Mücken und
Tücken des Reichsverbandes energiſch entgegenwirken. Ueber das
wahre Weſen d eigenartigen Organiſationsgebildes ſoll in
nächſter Zeit die Bevölkerung Mansfelds aufgeklärt werden.

Schkendig. Achtung, Geſchirrführer! Jn den hieſigen
Fuhrwerksbetrieben, Kohlenhandlungen, ſowie auf der Ziegelei iſt
am Montag Morgen ein Streik ausgebrochen. Alle Arbeit, in
genannten Betrieben iſt Streikarbeit demzufolge zurückzuweiſen.

Deutſcher Transportarbeiterverband, Zahlſtelle Leipzig.
Schkenditz. Arbeitswilligenſchutz. Vor dem hieſigem

Schöffengericht hatte ſich wiederum ein Ausgeſperrter, und zwarder Kü re Bageritz wegen angeblicher Arbeitswilligenbeleidi-
ung und Vergehens gegen die Gewerbeordnung zu verantworten.

Streikſünder ſoll am Abend des 3. März die Arbeitswilligen
Kremſer und Kokowinski beleidigt und zu beſtimmen ver
ſucht haben, „au der Arbeitseinſtellung teilzunehmen.“ Die
Anzeige iſt von Kremſer erſtattet worden, ſein Freund Kokowinski
hat inzwiſchen das Weite geſucht und konnte deshalb in der Ver-
handlung nicht als r auftreten. Der Ankläger
wollte den Streikſünder auf einen Monat ins Gefängnis ſchicken.
Wegen Beleidigung eines Arbeitswilligen und Vergehens gegen
den berüchtigten Paragraphen 153 der Gewerbeordnung erkannte
das Gericht auf eine Woche Gefängnis.

Schkenditz. Gegen die Regeln der Bauordnung ver-ſtoßen hatbder 36 jährige Bautechniker Wilhelm Eb bert von hier,

der am Sonnabend vor der Halleſchen Straffammer unter Anklage
ſtand. Der Mann war beauftragt worden, für einen Tiſchler
meiſter in einer Privatſtraße einen Neubau zu errichten. Neben
einem Nachbarhauſe, ließ er ohne Konzeſſion Ausſchachtungen vor

unehmen, wodurch Geſahren entſtanden. Der Giebel des Nachbar
hauſes erhielt Riſſe und das Gebäude kam dadurch in derartige
Unordnung, daß die Türen nicht mehr ordnungsgemäß ſchloſſen.
Eine Abſteifung des Giebels und der Anbau verhüteten ſchließlich
weiteres Unheil. Die Unvorſichtigkeit des Bautechnikers lag darin,
daß er auf einmal die Ausſchachtung in der ganzen Länge und
Tiefe des Grundſtücks vornehmen ließ, währenddem er dabei hätte
ſtreckenweiſe vorgehen laſſen müſſen. Nach der Bauverordnung
hätte die Bangrube meterweis ausgehöhlt und dann wieder aus
gemauert werden müſſen. Das Nachbargrundſtück, das nicht unter-
kellert und ſchlecht fundamentiert war, ſetzte ſich nach der Seite
der Ausſchachtung hin. Ein Bauſachverſtändiger bekundete, daß
der Angeklagte entſchieden unvorſichtig zu Werke gegangen ſei.
Der Angeklagte ſagt, an dem ganzen Unheil ſei nur das ſchlechte
Fundament des Nachbargrundſtücks ſchuld. Beantragt wurden
gegen Er 100 Mk. Geldſtrafe; das Urteil lautete auf 30 Mk., da
eine erhebliche Schädigung nicht eingetreten war.

Papitz. Vom ſechſten und ſiebenten Buch Moſes.
Was es im zwanzigſten Jahrhundert noch für naive Menſchen
gibt, zeigte eine vor der Halleſchen Strafkammer gegen
den 42 jährigen, mehrfach vorbeſtraſten Handelsmann Friedrich
Lorenz geführte Verhandlung. Der Mann vertrieh im März
dieſes Jahres in der Umgebung von Schkeuditz das ſechſte und
ſiebente Buch Moſes. Bei einem jungen Ehepaar in Papitz
gab er an, wunderſchönes Mottenpulver und ein Büchelchen zu
beſitzen, in dem Mittel zur Vorbeugung der Empfängnis emp-
fohlen würden. Wer das Werk es ſei das verſiegelte ſechſte
und ſiebente Buch Moſes kaufe, der könne ſich neben der
Belehrung noch ſchiveres Geld verſchaffen. Jn dem Buche
beſfänden ſich Coupons, die nur nach dem Halleſchen Burenu
geſchickt zu werden brauchten das Geld komme dann „von ganz
allein Seine (des Angeklagten) Frau habe ſich durch Be-
lehrung mit dem wertvollen Buche „65 000 Mk. gemacht“. Das
Ehepaar erklärte, es mit den Coupons auch mal verſuchen zu
wollen und ließ ſich das Buch für ſechs Mark aufhängen. Als
ſich der Angeklagie entfernt hattie, öfſfneten die jungen Ehe-
leute eiligſt das verſiegelte Büchelchen und ſuchten eifrig nach
den Coupons, die ſie natürlich nicht fanden. Der Ehemann
ſetzte dem Verkäufer nach und verlangte ſein Geld wieder
zurück, leider ohne Erfolg. Mit ſeinem Tun hatte der Ange-
klagte gegen verſchiedene Strafgeſetze verſtoßen. Er wurde zu
drei Monaten Gefängnis verurteilt. Als ſtrafmil-
dernd kam in Betracht. daß es dem Angeklagten durch die
unglaubliche Leichtgläubigkeit der Zeugen nicht
ſchwer gemacht worden ſei, ſeine verſiegelten Schriften an der
Mann zu bringen.

Eilenburg. Objektivität und Eilenburger Polizei.
Als im Stadtverordnetenſagle gelegentlich der Etatsberatungen der
Genoſſe Burkhardt nachwies, daß die Polizeibehörde feineswegs
objektiv verfahre, ſondern einen Teil der Bürgerſchaft als Klaſſe
minderen Rechts betrachlete, wies der Erſte Bürgermeiſter Dr.
Belian dieſe Behauptung mit Entrüſtung zurück. Er erklärte
vielmehr ausdrücklich, daß er überall einen neutralen Standpunkt
bewahrt habe und unter ſeiner Leitung die Beamten nach wie vor
objektiv verfabren und handeln würden. Sehr leicht wird es
im nächſten Jahre ſein, nachzuweiſen, daß den Worken des Erſten
Bürgermeiſters nicht viel Wert beizumeſſen iſt. Sein Benehmen
bisher war alles andere als „neutral“. Auch bei der letzten Macht-
probe der Unternehmer wurde die objektive Maske vollſtändig
fallen gelaſſen. Während man gegen die aufs Straßenpflaſter
geworfenen Arbeiter mit aller Strenge vorging, wurde die von
den Scharfmachern als Ranusreißer hergeholte Hintzemannſchaft mit
größter Schonung behandelt. Wurde eins dieſer Subjekte nur
ſcheel angeſehen, ſofort wurde gegen den Sünder vorgegangen und
jeder unbeſcholtene Arbeiter, der in der Erregung ein unbedachtes
Wort ausgeſtoßen, zu hohen Geld- und Gefängnisſtrafen verurteilt.

Anders verfährt die Behörde hingegen im umgekehrten Falle.
Noch nicht ein einziger Fall iſt zur Verhandlung gelaugt, wo
gegen die Hintzegardiſten Anklage erhoben worden iſt. Als da
mals der Trupp Arbeitswilliger ankam und ein ſolcher Hintzemann
unter den Augen der Polizei gegen einen Streif-
poſten tätlich vorging, wurde wohl Anzeige erſtattet, aber
die „objektive“ Behörde hat darüber noch nichts von ſich hören
laſſen. Bei einem Gaſtwirt in der Torgauerſtraße, der wieder-
holt dieſen unſauberen Elementen das Lokal verboten hatte, ver
ſuchten ſelbige des öſteren, gewaltſam einzudringen. Als er dieſe
Randaubrüder wegen Hausfriedensbruchs verklagen wollte, wurde
ihm von der Behörde bedeutet, daß er erſt die Namen feſtſtellen
müſſe, ehe die Anzeige angenommen würde. Als es dem Gaſt-wirt gelungen war, zwei Sag feſtzuſtellen, wurde ihm der Be
ſcheid, daß die Perſonen wieder abgereiſt ſeien und infolgedeſſen
nicht eingeſchritten werden könnte.

Objektiv nennt Dr. Belian dieſes Verhalten der Polizei. Es
dürften der Polizei noch weitere Fälle bekannt ſein, wo die Aus-
geſperrten von den Arbeitswilligen beleidigt worden ſind, von
einem Einſchreiten iſt aber noch nichts bekannt geworden. Be
ſtritten wurde immer, daß die „Hamburger“ mit Revolvern be-
waffnet wären. Einer dieſer Gentlemen, der mit einem hieſigen
Mädchen gegen den Willen der Eltern ein Liebesverhältnis an-
gebändelt hatte, ergriff mit der Betörten die Flucht. Ju Leipzig
würden die beiden Ausreißer von der Polizei gefaßt; man fand
im Beſitz des Arbeitswilligen einen geladenen Revolver. Wir
werden ſehen, welche wunderlichen Blüten die Objektivität de
Behörden noch treiben wird.

Eilenburg. Die Solidarität der hieſigen Arbeiter
ſchaft hat ſich in dem jetzt beendeten Kampfe, der einem Tei
der Arbeiter von den Fahrikanten guf gezwungen war, glänzend
bewährt. Von den in Arbeit Stehenden wurde eine Sammingng
zur Unterſtüßung der Ausgeſperrten veranſtaltet, bei der jeder

44 Reo e u d t 4ſeine S chuldigkeit getan ind ſo mitgeholfen Hat, den tkrevolen An-

t 3 5D 34 v 52 dinegriff auf das Koglitions recht abzuwehren uch eine ganze Reihe

c 2 J v 11 ne 9 JGeſchäſtsleute haben ſich an der finanziellen Unterſtützung beteiligt.
Nach den bis jeht zurückgegebenen Liſten find geſammelt worden
von den Holzarbeitern 26506.43 Mk., von den Manrern 416.35 Wek.,
von den Metallarbeitern 593 50 Mik., von den Brauereiarbeitern
316.40 Mk., von den Zimmerer 228. 45 Mk. von den Dachdeckern
31 Mk., von den Steinſetzern 34.21 Mk., von den Formenſtechern
32.30 Mk., von den im Konſumverein beſchäftigten Arbeitern
495.62 Mk, von den Tobakarveitern 166.45 Mk., von den Fabrik-
arbeitern 166.45 Mk., von den Bildhauern 76.30 Mk., von den
Buchdruckern 78.55 Mk., von den Trausporiagrbeitern 65.90 Mk.,
von den Malern 6255 Mk., von den Freien Gaſtwirten 103 Mt.
von den Maſchiniſten und Heizern 68.90 Mt. und von den Bar-
bieren 21.45 k. Außerdem gingen noch ein vom NRadfahrerverein
Vorwärts 25 Mk., vom Schießllub Frei Ziel 5 Mk., von einer
Geburtstagsfeier bei Kamprath 2.55 Wek., vom Verband der Gaſt-
wirtsgehilfen Leipzigs 7.60 Mk. nnd von den Mäaſchiniſten und
Heizern in Taucha 5.50 Mk. Zuſammen ſind bis je 5626.50 Dik.
eingegangen; eine Reihe Sammelliſten ſind noch nicht zurück-
gegeben.

Genoſſen, die noch im Beſitz von Sammelliſten ſind, werden
erſucht, möglichſt bald abzurechnen.

Gräfenhainchen. Ein trübes Familienbild entrollte eine
vor der Halleſchen Strafkammer ſtattgehabte Verhandlung gegen
den Schuhmacher Wilhelm Geldſchläger von hier. G., der ſeit
dem Jahre 1909 verheiratet und Vater zweier Kinder iſt, lebt in
unglücklicher Ehe. Er hat ſeine Frau nicht bloß beleidigt, ſondern
auch mißhandelt. Die Folge davon war, daß ſie ihn verließ und
Zuſlucht bei ihren Eltern nahm. Der Angelklagte ſandte dann
erhebliche Drohbriefe an ſeine Frau und deren Vater, um zu er-
zwingen, daß die Frau wieder zu ihm zurückkehre. Ein Paſtor
mengte ſich ein, um die Eheleute wieder zu verſöhnen. Dabei
wurde vereinbart, wenn der Angeklogte ſeine Frau ein halbes
Jahr in Ruhe laſſe und ſein Geld zuſammennehme, dann wollte

Eduard Graf a Beittes ern, Betten
Vervnand nach eugserhaib. Verpackang Iroi, Fernsprecher 2852.

ſie wieder zu ihm zurückkehren. Die Friſt war dem Angeklagten
zu lang. Er faßte den Entſchluß, ſeinen Schwiegervater, den er
hauptſächlich dafür verantwortlich machte, daß ſeine Frau nicht
zurückkehrte, zu erſchießen, gab den Entſchluß aber wieder auf.
Eines Tages im März verſchaffte er ſich aber einen Revolver, mit
dem er durch Abfeurung von Schreckſchüſſen in der Wohnung
ſeiner r die Freigabe ſeiner Frau bewirken wollte.
Tatfächlich gab er dann auch vier Schüſſe ab, deren Kugeln in
Türen und Wände gingen. Darauf wurde er in Unterſuchungs
aft genommen. G. wurde wegen verſuchter Nötigung und gefähr-
icher Bedrohung zu ſechs Monaten T verurteilt

mit dem Hinweiſe, daß ſeine Tat an verſuchten Totſchlag grenze.

Sangerhauſen. Aus dem Gewerkſchaftskartell.In der letzten Sitzung erſtattete Genoſſe Elſter Bericht von
dem im Preußiſchen Hofe ſtattgefundenen Vortrage eines
Herrn Dermietzel über Arbeitsnachweiſe, zu dem ſeitens des
Magiſtrats auch an das Kartell eine Einladung ergangen war.
Er ſei ſehr enttäuſcht geweſen. Der Redner habe ausgeführt,
daß Sangerhauſen jährlich zirka 6000 Durchreiſende zu ver
zeichnen habe. Davon ſeien vielleicht 50 Prozent arbeitswillig.
Es ſolle eine unabhängige Perſon angeſtellt werden, die zwi-
ſchen Durchreiſenden und Arbeitgebern vermittelt. Die Lohn-
frage habe dabei vollkommen auszuſcheiden. Jn der Diskuſſion
ſprach nur Genoſſe Schröter. Er bezeichnete als die Forderung
der Arbeiterſchaft den paritätiſchen Arbeitsnachweis, gegen den
ſich aber der Referent ablehnend verhielt. Genoſſe Elſter faßte
ſein Urteil dahin zuſammen, daß durch Schaffung eines Nach-
weiſes im Sinne des Vortrags nur der Landwirtſchaft billige
Arbeitskräſte zugeführt würden. Sehr bezeichnend ſei es, daß
dem Vortrag wohl Magiſtrats- und andere Beamte (die ja in
erſter Linie dazu berufen ſind, ſich in derartige Angelegen-
heiten zu miſchen. D. Red.) und einige kleinere Meiſter bei-
wohnten, aber nicht ein einziger größerer induſtrieller Unter
nehmer.

Allgemeine Entrüſtung rief die Entlaſſung wegen angeb-
lichen Diebſtahls eines beim Likörfabrikanten Adolf Hörning
(in Fa. W. F. Wolter) beſchäftigt geweſenen, im Landarbeiter-
verbande organiſierten Kutſchers hervor. Was genannter
Fabrikant ſich erlauben zu können glaubt, geht aus der in
einem mit „An den Pferdeknecht (1) adreſſierten
Briefe enthaltenen Mitteilung hervor, daß als Erſatz für ge-
ſtohlene Sachen eine Summe vom Lohne zurückbehalten werde,
obwohl er zu einem derartigen Abzug keinesfalls berechtigt iſt.
Dem Entlaſſenen wurde empfohlen, ſich zwecks Rechtsſchutzes an
ſeinen Verbandsvorſtand zu wenden. Die Bibliothek ſoll von
jetzt ab Sonntags geſchloſſen bleiben, iſt alſo nur noch Mitt-
wochs geöfſnet. Kollege Ballhaus bittet, bei Entnahme von
Kohlen uſw. ſtets nach der vom Transportarbeiterverband aus
gegebenen Legitimationskarte zu fragen.

Erfurt. Ein Kaſernenbild. Unter der Anklage, ver
ſucht zu haben, ſich durch abſichtliche Selbſtverſtümmelung der
Militärpflicht zu entziehen, ſtand der Musketier Eugen Bau-
ſtetter von der 3. Kompagnie des 95. Jnfanterie- Regiments
in Gotha vor dem Kriegsgericht in Erfurt. Der Angeklagte
wollte am 27. Februar d. J. den Mündungsſchoner auf dem
Laufe ſeines Dienſtgewehres befeſtigen. Vei dieſer Gelegenheit
ging plötzlich ein Schuß los und der Holzpfropfen einer Platz
patrone drang dem Manne durch die linke Hand. Jm Lazarett
wurden ihm zwei Finger amputriert. Als der Oberſtabsarzt:
den Patienten genauer unterſuchte, entdeckte er, daß der Rücken
mit blutunterlauſenen Striemen bedeckt war. Nach den Ur-
ſachen dieſer Verletzungen befrogt, erklärte B. daß er am
Abend vorher, als er im Bett lag, von „alten Leuten“
ſchwer mißhandelt worden ſei. Die eingeleiteten Unter-
ſuchungen beſtätigten dieſe Angaben. Die Prügelhelden
wurden zwar zu Arxreſtſtrafen verurteilt, zugleich wurde aber.
auch gegen B. das Verfahren wegen abſichtlicher Selbſtver-
ſtümmelung eingeleitet, weil vermutet wurde, daß der Mann
wegen der Mißhandlung den Beſchluß gefaßt habe, ſich auf
dieſe Art vom Militärdienſt zu befreien. Der Angeklagte be-
ſtritt die ihm zur Laſt gelegte Tat. Er neige vielmehr der An-
ſicht zu, daß die Patrone von einem „alten Kerl“, der ihn be-
ſonders gehaßt und mißhandelt habe, abſichtlich in das Gewehr
getan wurde, damit etwas paſſieren ſollte. Trotzdem die Be
weisaufnahme nichts Belaſtendes ergab, hielt der Anklagever-
treter die Anklage aufrecht und beantragte ein Jahr zwei
Monate Gefängnis und Verſetzung in die 2. Klaſſe des
Soldatenſtandes. Doch konnte ſich das Gericht nicht von der

Angeklagten überzeugen und kam zum Frei-
ſpruch.

Verlammiungsberichte.
Verſammlungsberichte, welche ſpäter als zehn Tage nach Statt
finden der Verſammlung eingehen, finden keine Aufnahme.
Handlungsgehilfen. Vor glänzend beſuchter Verſammlung

trug Koll. Jlgner in vorteilhafter Weiſe eine Reihe dialektiſcher
Dichtungen vor, die bei den Anweſenden die heiterſte Stim
mung auslöſten. Sodann kamen die Punkte Lokalfrage und
Bauprojekt eines Gewerkſchaftshauſes zur Beſprechung. Ob
gleich wir momentan nicht direkt an der Erbauung eines der-
artigen Hauſes intereſſiert ſind, ſprach ſich die Verſammlung
trotzdem im Prinzip für die Errichtung aus. Dem Vorſtand
wurde jedoch für ſeine Stellungnahme bezw. Abſtimmung bei
den zu erwartenden Verhandlungen freie Hand gelaſſen, da
dieſer ſich nach den noch zu gebenden rechneriſchen Unterlagen
richten müßte. Eine äußerſt lebhafte Debatte rief die Lokal-
frage hervor. Der Vorſitzende führte die Gründe an, die zu
dem Beſchluſſe der vorigen Verſammlung geführt haben. Er
eilte mit, daß die Lokalkommiſſion der heutigen Verſammlung
einpfehle, das Reform- Reſtaurant als Vereinslokal zu wählen.
Dieſes Lokal genüge in jeder Hinſicht auch den weitgehendſten
Anſprüchen, ſei auch infolge ſeiner zentralen Lage ganz be
ſonders geeignet. Koll. Streicher behauptete, von unſeren Ver
anſtaltungen nicht immer frühzeitig genug in Kenntnis geſetzt
worden zu ſein, wodurch allerdings einige Unregelmäßigkeiten
entſtanden ſeien. Verſchiedene Kollegen ſprachen ſich recht
lebhaft für den Antrag der Kommiſſion aus. Die heutige, ſehr
gut beſuchte Verſammlung beweiſe, was uns bisher in pancto
Lokalfrage gefehlt habe. Mebrere andere Kollegen traten mit
Wärme für eine Verlegung der Verſammlungen nach dem
Volkspark ein. Ein diesbezüglicher Antrag wurde jedoch mit
großer Mehrheit abgelehnt, der Antrag der Kommiſſion da-
gegen angenommen. Unſere Zuſammenkünfte finden alſo auch
in Zukunſt im Reform- Reſtaurant ſtatt. Nach einigen an-
feuernden Worten des Vorſitzenden, intenſiv für den Verband
tätig zu ſein, auch immer ſo zahlreich wie heute zu erſcheinen,
ſchloß er die von 75 Mitgliedern beſuchte Verſammlung.
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Briefkaſten der Redaktion.
Alsleben. Der Einwand wird Jhnen nichts nützen, da Sie

doch zur Verbüßung einer Arreſtſtrafe abgeführt wurden.
WM., Unterplan. Die Naturaliſation eines Ansländers koſtet

150 Mk. der Stempel kann aber bei Bedürftigkeit bis auf 5 Mk.
ermäßigt werden.

P. J. Jawohl, das können Sie tun.
P. M. 100. Dazu iſt die Genehmigung der Militärbehörde

erforderlich, die beim betreffenden Kompagniechef nachgeſucht
werden muß.F. B., Pruch. Der Kauf gilt erſt, wenn er gerichtlich oder
notariell abgeſchloſſen worden iſt.

arhtplatz N.
Halle a. S-



Alſerlei.
Chriſtliche Moral.

Aus Rom wird dem Vorwärts berichtet: Zu einem kleri
kalen Skandal erſter Ordnung entwickelt ſich eine geheimnis-
volle und anfänglich als Kirchenſchändung verſchriene Ver
ſt ümmelung eines Chriſtusbildes in Villa-
franca bei Verona. Der Küſter des ſehr klerikalen Ortes
meldete unlängſt den Carabinieri, daß einem Chriſtusbilde in
der Kirche von unbekannter Hand der Kopf abgeſchlagen
worden ſei und lenkte dann den Verdacht auf zwei junge Leute
des Ortes, die der ſozialiſtiſchen Partei angehören.
Den Tarabinieri ſchien der Eifer des Anzeigers einigermaßen
verdächtig. Obwohl ſich die Klerikalen des Ortes und der um-
gebenden Dörfer fanatiſch gegen die beiden Beſchuldigten
wendeten, Bußübungen abhielten und auf eine Neueinweihung
der entweihten Kirche drangen, blieben die Carabineri bei dem
Glauben, daß der Küſter Cacciatori mehr über die Sache
wüßte, als er zeigen wollte. Nach langem Kreuzverhör gab
endlich der biedere Küſter zu, das Chriſtusbild ſei ihm beim
Schmücken zu Boden gefallen und dabei der Kopf zerbrochen.
Auch dieſe Darſtellung erſchien wenig glaubwürdig, da derZweck der Verhetzung allzu dreiſt zutage getreten war. Vor
einigen Tagen hat man nun wirklich unter einem Haufen
Unkraut den unbeſchädigten Chriſtuskopf gefunden
und hat ſomit einen Beleg dafür in der Hand, daß der Küſter
gelogen hat. Der Küſter iſt daraufhin verhaftet worden.
Das arme bild iſt rigen ein Opfer des 1. Mai

geworden. Es beſtand die Abſicht, zu dieſem Tage gegen
die Sozialiſten Stimmung zu machen. Zur Er-
reichung dieſes frommen Zwecks war jedes Mittel recht.

Großfeuer.
Eine große Feuersbrunſt wütete in Keſin im Kreiſe

Kobrya an der ruſſiſchen Grenze. Ueber 200 Häuſer wurden
eingeäſchert. Jm Hoſpital ſind 8 Perſonen in den Flammen
umgekommen. 300 Familien ſind obdachlos geworden.

Kleines Allerlei. Zwölf Bergarbeiter verunglückt.Jm Bergwerk Pevuffiaux bei Wasmes in Belgien ſtieß ein Förder-korb mit 12 Jnſaſſen inſolge Verſagens der Bremsvorrichtung mit

r Heftigkeit auf, wobei alle Jnſaſſen mehr oder weniger
ſchwer v erletzt wurden. Der Zuſtand mehrerer Arbeiter iſt
ſehr ernſt. Vom Zuge zermalmt. Jm Bahnhofevon Baelen ereignete ſich ein tragiſcher Unfall. Ein 16 jähriges
Mädchen, vor dem Halten des r abſprang, kam unter
die Räder und d r Kopf wurde ihm glatt vom Rumpfe
getrennt. Vor der Strafkammer in Köln hatte ſich der17 jährige ſtellenloſe Hausknecht Feypel aus Luxemburg zu ver-
antworten. Feypel hatte ſich nachts in die Wohnung des Kellners
Gehring geſchlichen und ihn nach verzweifeltem Kampfe erwürgt,
nachdem er ſeinem Opfer vorher zahlreiche Meſſerſtiche beigebracht
hatte. Das Urteil lautete auf 15 Jahre Gefängnis.
30 Soldaten ertrunken. Auf dem Uebungs latze von Locando
in der Kongokolonie wurden Soldaten, die in Booten auf einem
Fluſſe fuhren, von einem Wirbelwinde erfaßt. Die Boote
ſchlugen um und gegen 30 Soldaten ertranken.

Aus e
Auf dem Gebiete der Ernährgroßes Stück vorwärts gekommen. e langemden ungewöhnlich hohen Fleiſchpreiſe wachen es ne

unmöglich, ſich ein ſchmackhaſtes, kräftiges und dochGericht zu bereiten. Es iſt nun gelungen, durch eine atwe,

e eineZuſammenſetzung diverſer Getreide- und HülſenfrüKompoſition zu ſchaffen. die fertig zübereitet ein ſchmackhaftes

Gericht gibt, das ſo täuſ Fleiſch ähnlich ſchmeckt, daß es
vielen unmöglich iſt, dieſe Fleiſcherſa reſe von wirklichemFleiſch zu unterſcheiden. v der Kochkunſt-Ausſtellung, und

auch vor wenigen Ta J anläßlich des Unterhaltungsabends
der Zeitſchrift h iginß. dausfrau, wurde von dem dort
mr enden Geſchäft, Geſundheit Zentrale, Neu
marktſtraße, Proben verteilt, die das Staunen der an
weſenden Hausfrauen in d Grade erregten. Es ſollte.
niemand verſäumen, einen r damit zu machen. Jm'
übrigen n wir auf die S hreexmarktſtraßeheit- Zentrale (Halleſches Reformhaus
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Wohnungen vorhanden.

Parteischriften g. den.

werden ſofort eingeſtellt durch den
Aveitsnachweis für das baugewerbs zu Halle a, S.

Mittelftraße 20.

Albert Drechsler Nachf. Poststrasse 2
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Iihtige unter und Zünmwergeſellen n

ordentlichen Laufburschen

An h er R.o b. Jlaner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdrugk. (E. G. m.

Mefseranten der Königl.

(1700 Arbeftèr.)

wurde vor S en
wegen einerPrüsen-

anſchwellung operiert. Die Wunde
iſt längſt vernarbt, trotzdem waren
die Drüſen im Jan. wieder ſtark

hwollen. Auf ärztl. Rat trank
h Allvuchhorſter Wark SprudelStoriquele (Jod Eiſen Mangan

Kochſalzquelle). Der Erfolg z
überraſchend. Schon nach 6
waren die Drüſen zu meiner gröſ
Freude vollſt. zurückgegangen. Jch
we rde den Mark-Sprudel immer
trinken, er wirkt appetitanregend,verdanungförd. u. blutverbeſſ. u.

S h Geschmack, Aroma und Bekömaich-h z i Butter sch, aber war

von Mionen Hausfrauen ab
anenthahrlich gepriesen gziad

bekommt mir viel beſſer als Leber
tran, den ich früher trank. H. G.“
Aerztl. warm empf. Fl. 95 Pf.
Zu haben bei: Wilhelm Hoefor,
Geiſtſtr. 52-60 en gros in der Bahn-
hofs- u. Löwen- Apotheke; bei
Herm. Pfuhl, V. Wuchererſtr. 75;
Hugo Schnlze,

Oskar Ballin jr., Leipzigerſtr. 63;
Bruno Berthold, Gr. Steinſtr. 48.

Tüchtteer Dreher

Krankenkassen Verhand. diwengimner
Herr Dr. med. Laabs hat fich nach einer Bekannte Fe Ritter

machung als Kaſſenarzt bei ſämtlichen Kaſſen des
I. Sitz No Gr. Steinſtr. 33 Krankenkaſſen Verbandes ausgegeben.
Max Rääler, Ranniſcheſtraße 2; und deren Mitgliedern geben wir hiermit davon Kennt dauerh. billigſt

nis, daß der Genannte weder vom Krankenkaſſen
Verband angeſtellt, noch Kaſſen Arzt bei ſämthchenAnelchtpotlarten en Da Kaſſen des KrankenkaſſenVerbandes iſt.

Krankenkassen-Verhand.
J. A. Alhb. Adler, Vorſitzender.

Laſpaigeratramne 80.

Unſeren Kaſſen n

ander r
Praktisehe r
C. F. Ritter

h

an Hinterdrehbank geſucht.
Beesenerstr, 15. takulatur arg halerche Genovenchatt-Drucierel, Parteichritten geh

z. b. K. Verleger vorm. Aug. Groß jetzt J. Jähnig. r
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